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7Editorial6

Liebe Freund_innen, liebe Unterstützer_innen, 
liebe Kolleg_innen und sehr geehrte Leser_innen,

unsere Organisation, das ECCHR, erlitt 2016 einen großen Verlust: 
Unser Gründungsmitglied Michael Ratner verstarb am 11. Mai 2016. 
Ratner hat mit seiner internationalistischen Überzeugung und progres-
siven politischen Vision der Rolle des Rechts in sozialen Kämpfen 
sowohl das Center for Constitutional Rights (dessen langjähriger 
Präsident er war) als auch das ECCHR nachhaltig geprägt. Im Novem-
ber 2016 zollten wir seiner Person und seinem Werk Respekt und 
diskutierten auf dem Colloquium »Mit Recht gegen die Mächtigen« 
die bahnbrechende anwaltliche Arbeit Ratners und des CCR. 

Nein, 2016 war kein gutes Jahr: Auf der ganzen Welt wurden 
Menschenrechte massiv verletzt und das Völkerrecht offen in Frage 
gestellt – auch in westlichen Staaten. Viele Staaten, darunter illiberale 
Demokratien, sperrten kritische Anwält_innen, Aktivist_innen und 
Journalist_innen ins Gefängnis und schränkten die Handlungsspielräume 
für Nichtregierungsorganisationen und soziale Bewegungen ein. 
Regierungschef_innen auf der ganzen Welt agierten offen rassistisch, 
diskriminierten Minderheiten und riefen zum Rechtsbruch auf. Wir 
sollten uns aber davor hüten, mit dem Finger nur auf die Präsidenten 
Modi, Duterte und Trump zu zeigen. Vielmehr sollten wir uns die 
Bilder vor Augen führen, wo überall Menschen Wüsten und Meere 
durchqueren, um Krieg, Elend und Verfolgung zu entfliehen und wo 
sie überall auf Mauern und bewaffnete Grenz»schützer« treffen; wo 
sie ihr Leben lassen, in welchen Lagern sie vegetieren und wo ihnen 
Menschen-Rechte verweigert werden. Dann wird es schwer, einen 
Unterschied zu finden zwischen den Bildern der kilometerlangen 
Grenzanlage zu Mexiko, die schon die Regierungen von Bush und 
Obama bauten; den Geflüchtetenlagern auf Nauru, in denen Australien 
Menschen einsperrt; den Verletzten, die versuchen die Stacheldraht
zäune an der spanisch-marokkanischen Grenze zu überwinden oder 
den Verzweifelten, die in Abschiebelagern in Ungarn oder an der 
griechisch-mazedonischen Grenze stranden. In ihrer Ignoranz gegen-
über dem Recht, zumal dem Völkerrecht, sind die Regierenden der 
Türkei, Israels, der Europäischen Union und der USA nur schwer 
auseinander zu halten.

Der Widerstand, auch der juristische, wird in den kommenden 
Jahren ohne Frage bitter notwendig sein. Wir werden die seit 
dem Zweiten Weltkrieg mühsam etablierten menschenrechtlichen 
Standards etwa aus der UN-Antifolterkonvention und der Genfer 

Flüchtlingskonvention weiter verteidigen müssen. Wenn immer 
größere Gruppen von Menschen vom Zugang zu Recht ausgeschlossen 
werden und gleichzeitig der Geltungsanspruch des Rechts insgesamt 
in Frage gestellt wird, müssen wir als Jurist_innen für die Menschen-
rechte mobilisieren und intervenieren.

Ja, und das ist sicher die gute Nachricht aus 2016: Überall auf der 
Welt kämpfen Menschen um ihre politischen und zivilen sowie ihre 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte. An vielen Orten der Welt nutzen 
soziale Bewegungen  und Menschenrechtsorganisationen das Recht, 
um eine andere, eine gerechtere Welt zu schaffen. Das ECCHR sieht 
sich als Teil dieses globalen Netzwerkes, davon zeugt der vorliegende 
Jahresbericht. Ermöglicht wurde und wird diese Arbeit durch die 
großzügige Förderung von Stiftungen und einer zunehmende Zahl von 
Einzelpersonen sowie durch die Mitarbeit vieler jüngerer und älterer 
Jurist_innen. Dafür möchten wir uns bei allen bedanken.

Wolfgang Kaleck
Generalsekretär des European Center for Constitutional 

and Human Rights (ECCHR)

Editorial
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I. Konkrete Fälle, transnationale  
Strategie und enge Zusammenarbeit  
mit Betroffenen und Partner_innen

Schon in der Gründungsphase des ECCHR 2007 fassten wir den Plan, 
mit Hilfe dieser Organisation mächtige, meist westliche Regierungs-
mitglieder (wie US-Verteidigungsminister Rumsfeld) und Militärs 
(wie den kolumbianischen General Padilla) wegen Kriegsverbrechen 
und anderen Völkerstraftaten zu verfolgen. So wichtig dieser Einsatz 
für eine universelle Geltung des Völkerstrafrechts und gegen Doppel
standards ist, so wollten wir mindestens zwei weitere Probleme 
juristisch bearbeiten: die unbarmherzige Asyl- und Migrationspolitik 
der Europäischen Union und die Verantwortung europäischer Unter-
nehmen, die weltweit direkt oder indirekt Menschenrechte verletzen. 

Zunächst gingen wir davon aus, dass wir vor allem strafrechtliche 
Verfahren gegen Manager_innen deutscher und europäischer 
Konzerne wegen der Beteiligung an den Menschenrechtsverbrechen 
repressiver Regime und Diktaturen wie den Fall der verschwundenen 
Gewerkschafter von Mercedes Benz in Argentinien betreiben würden. 
Als wir uns aber mit dem Themengebiet »Wirtschaft und Menschen-
rechte« vertieft beschäftigten, wurde schnell deutlich: Die Verant-
wortung europäischer Unternehmen reicht viel weiter. Da ist die 
Missachtung von Menschenrechten entlang globaler Produktions- 
und Zulieferketten. Zudem verletzen Unternehmen soziale und 
wirtschaftliche Menschenrechte im Zuge von Infrastrukturprojekten, 
beim Abbau von mineralischen Rohstoffen und in der Agrarindustrie. 

Das Mandat des ECCHR ist es, konkrete Fälle aufzugreifen und 
rechtliche Schritte einzuleiten. Aber gerade im Bereich Wirtschaft und 
Menschenrechte sind Fälle, die wir vor deutsche oder europäische 
Gerichte bringen könnten, kompliziert. Es bedarf umfangreicher Netz-
werke und Kooperationen. Also organisierten wir 2008 eine große 
internationale Konferenz zum Thema »Rechtliche Verantwortung 
transnationaler Unternehmen für Menschenrechte«. Mit Jurist_innen, 
NGO-Vertreter_innen und Wissenschaftler_innen aus der ganzen Welt 
diskutierten wir Erfahrungen rechtlicher Fallarbeit und Möglich
keiten transnationaler Kooperationen. Im Rahmen dieses globalen 
Netzwerks haben wir in den vergangenen neun Jahren mehr als 100 
konkrete Fallkonstellationen geprüft.
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»Un-Verantwortung«. Mit der Klage gegen KiK sagen wir juristisch 
»Nein« zu dieser Un-Verantwortung. 
Politisch sagen wir: Arbeiter_innen geben sich nicht mit freiwilligen 
Corporate-Social-Responsibility-Versprechen zufrieden, sie fordern 
rechtlich verbindliche Regelungen zur Unternehmenshaftung.

Dr. Miriam Saage-MaaSS
Stellvertretende Legal Director des ECCHR und Leiterin des Programms  

»Wirtschaft und Menschenrechte«

 

Auszug ihrer Dankesrede bei der Verleihung des Hans Litten-Preises der Vereinigung 

Demokratischer Juristinnen und Juristen (Deutschland) am 15. Oktober 2016. Saage-Maaß 

erhielt den Preis gemeinsam mit Generalsekretär Wolfgang Kaleck als Würdigung der 

strategischen und kompromisslosen Arbeit des ECCHR.

Wir reagieren aber auch auf aktuelle Ereignisse – so wie im KiK-Fall. 
Im September 2012 brannte die Fabrik Ali Enterprises in Karatschi 
(Pakistan) ab. 260 Arbeiter_innen starben, mehr als 30 wurden 
verletzt. Kurz nach dem Fabrikbrand berichtete ein KiK-Manager in 
einem Interview, das deutsche Unternehmen habe in den Jahren zuvor 
70 Prozent der Produktion der pakistanischen Fabrik gekauft. Damit 
war klar: KiK und Ali Enterprises war »der« exemplarische Fall für 
die Verantwortung von Unternehmen für ihre Zulieferbetriebe. Unsere 
Partnerorganisation medico international organisierte den Kontakt zur 
National Trade Union Federation (NTUF) in Pakistan sowie im Januar 
2013 ein Treffen mit Überlebenden und Hinterbliebenen des Fabrik-
brandes. Seitdem waren wir fünf Mal in Karatschi und haben den 
Fall »aufgebaut«. 

Ich sage »aufgebaut«, denn die Fallarbeit des ECCHR ist nicht das Werk 
genialer Einzelkämpfer_innen, sondern Ergebnis der Zusammenarbeit 
vieler: Betroffene, Aktivist_innen, Anwält_innen, Rechtsprofessor_
innen und last but not least junge Jurist_innen aus dem ECCHR 
Education Programm. 

Persönlich ermutigt mich am meisten, wie diese transnationale 
Zusammenarbeit die Betroffenen verändert. Im KiK-Fall hat sich die 
Gruppe verzweifelter Angehöriger verstorbener Arbeiter_innen und 
traumatisierter Überlebender zu einer selbstbewussten Organisation 
entwickelt. Die Betroffenen kämpfen dafür, dass der Brand aufgeklärt 
und die Mitschuldigen für den Brand rechtlich zur Verantwortung 
gezogen werden. Und sie haben eine klare politische Agenda. Zum 
Beispiel Saeeda Khatoon, die bei dem Fabrikbrand ihren einzigen 
Sohn verlor. Heute ist Khatoon eine der Sprecher_innen der Betrof-
fenenorganisation und eine der vier Kläger_innen gegen KiK in 
Deutschland. Als ich sie kennenlernte, war sie derart traumatisiert, 
dass sie ihre Gedanken kaum formulieren konnte. Inzwischen vertritt 
sie die Betroffenenorganisation auf internationalen Konferenzen, 
traurig – aber auch entschlossen, ihre Geschichte zum Beispiel auf 
einer Rundreise durch Deutschland immer wieder zu erzählen. Vom 
vermeintlich hilflosen Opfer ist sie zur politischen Akteurin gewor-
den. Sie und die anderen Betroffen sind überzeugt, dass Gerichts-
verfahren neben anderen politischen Interventionen dazu beitragen 
können, dass sich solche Fabrikbrände nicht wiederholen. 

Damit ist eine der wesentlichen Hypothesen des ECCHR aufgegangen: 
Transnationale Rechtsverfahren können Betroffene und progressive 
Kräfte stärken und zu sozialen Veränderungen beitragen. Mit der 
KiK-Klage wurde auch eine weitere Annahme – jedenfalls vorläufig – 
bestätigt: Mit Recht können bestehende Machtverhältnisse und 
Ungerechtigkeiten angeprangert und in Frage gestellt werden. 
Globale Zulieferketten sind durch Recht organisierte Systeme der 
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Der Grundgedanke der internationalen Strafjustiz lautet: Völkerstraf-
taten wie Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
dürfen nicht straflos bleiben, denn sie berühren die internationale 
Gemeinschaft als Ganzes. Die juristische Aufarbeitung von Folter, 
sexualisierter Gewalt in kriegerischen Konflikten oder der Bombar-
dierung von Zivilist_innen dient also nicht allein der individuellen 
Gerechtigkeit und Wiedergutmachung für die unmittelbar Betroffenen. 
Es geht auch darum, dass der Kreislauf von Gewalt, Straflosigkeit und 
weiterem Unrecht gestoppt wird. Deswegen gehören nicht nur niedrig-
rangige Täter, sondern vor allem ihre Vorgesetzten sowie die politischen 
und militärischen Entscheidungsträger auf die Anklagebank – und zwar 
auch jene aus politisch oder wirtschaftlich mächtigen Staaten. 

Das ECCHR greift exemplarische Fälle auf, die drängende aktuelle 
rechtliche und gesellschaftliche Probleme offenbaren. Denn Menschen-
rechtsverletzungen werden in einem spezifischen Kontext begangen, 
nämlich um bestimmte wirtschaftliche, soziale, militärische oder macht-
politische Ziele zu erreichen. Das gilt für die Verbrechen diktatorischer 
Regimes ebenso wie für die nichtstaatlicher Gruppierungen oder demo-
kratischer Regierungen. Dass auch letztere das Völkerrecht brechen, ist 
nicht erst seit Guantánamo klar. Ein weiteres Beispiel ist die Abschot-
tungspolitik der Europäischen Union, die elementare Flüchtlings- und 
Menschenrechte außer Kraft setzt. 

Die Verfahren, die wir initiieren oder unterstützen, sollen – im Ideal-
fall – zu Ermittlungen, Anklagen und Urteilen gegen die Verantwort-
lichen führen. Doch so wichtig die einzelnen Schritte und der Erfolg 
vor Gericht sind, ebenso zählen die (rechts)politische Diskussion und 
die gesellschaftliche Veränderung, die ein Fall in Gang setzt. Damit 
bewegt sich das ECCHR zwischen Pragmatismus und Risiko.

Wir setzen auf strategische Prozessführung: Ein Verfahren kann 
selbst bei einer möglichen Niederlage einen weiterführenden Effekt 
erreichen. Unsere juristische Arbeit ist langfristig angelegt und Teil 
einer politischen Strategie. Damit dieses Konzept aufgeht, bedarf 
es unter anderem der engen Zusammenarbeit mit Betroffenen, 

zivilgesellschaftlichen Partner_innen und anderen Jurist_innen. 
Gemeinsam mit ihnen erarbeiten wir das Vorgehen je nach Fall und 
Verfahren. Die juristischen Mittel und Wege, die wir dann nutzen, 
sind vielfältig: Ein Rechtsgutachten, um ein Verfahren Dritter zu 
unterstützen; Beschwerden bei regionalen Tribunalen, wenn die natio-
nalen Rechtsmittel ausgeschöpft sind; Strafanzeigen nach dem Welt-
rechtsprinzip in Drittstaaten oder gar der Gang vor den Internationalen 
Strafgerichtshof, in Fällen, in denen die Justiz der Tatort- oder Täter-
staaten versagt. All diese Mittel und Wege, aber auch andere, hat das 
ECCHR 2016 genutzt.

Geflüchtete fordern vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte ihr »Recht, 
Rechte zu haben« 

Die Praxis unrechtmäßiger und häufig auch brutaler Rückschiebungen – 
auch Push-Backs genannt – ist in Europa regelrecht zum Modell für die 
Abwehr von Geflüchteten und Migrant_innen geworden. Exemplari-
sche Fälle an der spanisch-marokkanischen und an der mazedonisch-
griechischen Grenze belegen, dass bei Push-Backs den Menschen 
jede Möglichkeit genommen wird, ihre Anliegen vor einem Gericht 
vorzubringen. Gegen diese klare Verletzung ihrer Rechte wehren sich 
inzwischen einige. Vertreten durch Kooperationsanwälte des ECCHR 
sind Betroffene von Push-Backs vor den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) gezogen – zuletzt im Oktober 2016, als acht 
Betroffene aus Syrien, Afghanistan und dem Irak Individualbeschwer-
den gegen Mazedonien einreichten. Die rechtlichen Interventionen, mit 
denen sie ihr »Recht, Rechte zu haben« einfordern, sind wirkungsvoll: 
Der EGMR prüft inzwischen nicht nur die langjährige Abschiebepraxis 
Spaniens, sondern auch die Push-Backs aus Mazedonien in Folge der 
Schließung der Balkanroute im Frühjahr 2016 (Fallbeschreibung S. 24).

Wichtige Schritte für ehemalige 
Guantánamo-Häftlinge im Verfahren  
zu US-Folter in Frankreich

Am 1. März 2016 sollte es soweit sein: Als erster ranghoher Verant-
wortlicher für die Verbrechen in Guantánamo sollte der ehemalige 
Kommandeur des US-Gefangenenlagers, Major General a. D. Geoffrey 
Miller, vor einem Gericht aussagen. Doch trotz richterlicher Vorla-
dung erschien Miller nicht vor dem Untersuchungsgericht in Paris. 
Mourad Benchellali und Nizar Sassi, zwei ehemalige französische 
Guantánamo-Häftlinge, hatten die Befragung auf Grundlage der 
Recherchen und Analysen des ECCHR und Center for Constitutional 
Rights (CCR) aus New York eingeklagt. Sie betrachteten die Vorla-
dung als Teilerfolg, daher legten sie nach. Im Juli 2016 beantragte ihr 
Anwalt, ECCHR-Kooperationsanwalt William Bourdon, Haftbefehl 

II. Zwischen Pragmatismus 
und Risiko – die Perspektiven der 
juristischen Aufarbeitung von 
Völkerstraftaten

Strategische 
Prozessführung 
als Mittel 
progressiver 
Menschenrechts
arbeit

Ein wesentliches Merk-
mal der juristischen 
Interventionen des 
ECCHR ist das Konzept 
der »strategischen 
Prozessführung«. In 
unseren Verfahren geht es 
um mehr, als für die 
Kläger_innen den einen 
Fall zu gewinnen. Wir 
bringen Unrecht vor 
Gericht, mit dem sich die 
Justiz und Politik bis 
dahin gar nicht oder zu 
wenig beschäftigt haben. 
Strategische Prozessfüh-
rung hat mehrere Ziele: 
Die Betroffenen werden 
gesehen und gehört. 

Wenig beachtete Men-
schenrechtsverletzungen 
werden öffentlich 
diskutiert. Schwächen und 
Lücken im Gesetz werden 
offenbar. Idealerweise 
gelingt es, über die 
Einzelfälle hinaus 
nachhaltige politische, 
wirtschaftliche oder 
soziale Veränderungen 
anzustoßen und das Recht 
fortzubilden. 

Kurz gesagt: Wir führen 
für grundlegende 
Rechtsprobleme Verfah-
ren mit rechtspolitischer 
Signalwirkung.

Melilla und 
Idomeni: EGMR-
Beschwerden 
gegen die 
Abschottungs
politik in Europa

Um beispielweise die 
faktische Rechtslosigkeit 
von Geflüchteten und 
Migrant_innen an den 
EU-Außengrenzen 
sichtbar zu machen und 
gleichzeitig die Einhal-
tung menschenrechtlicher 
Standards durchzusetzen, 
hat das ECCHR in den 
vergangenen Jahren beim 
Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte 
(EGMR) exemplarische 
Beschwerden gegen 
Spanien und Mazedonien 
initiiert und eingereicht. 
Die Rechtsmittel richten 
sich gegen gewaltsame 
und völkerrechtswidrige 
Push-Backs (dt. Rück-
schiebungen) ohne 
jegliches individuelles 
Verfahren und ohne 
Rechtsschutzmöglichkeit. 
Gemeinsam mit Betroffe-
nen aus Mali, der 
Elfenbeinküste, Afghanis-
tan, dem Irak und Syrien 
kämpfen wir vor dem 
EGMR für deren grundle-
gendes Recht, Rechte zu 
haben.
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IM FOKUS

Menschenrechts-
verbrechen in 
Syrien: Welche 
Mittel und Wege 
können Gerechtig-
keit schaffen?

Folter, flächendeckende 
Bombardierung von Wohn-
gebieten, sexualisierte 
Gewalt gegen die Jesidin-
nen: Das sind nur einige 
der Völkerrechtsverbrechen 
im bewaffneten Konflikt in 

Syrien. Verantwortlich dafür 
sind alle Konfliktparteien: 
das Regime von Präsident 
Baschar al-Assad, dschi-
hadistische Organisationen 
wie »Islamischer Staat« und 
Nusra-Front ebenso wie die 
ausländischen Unternehmen 
und Staaten, die den Konflikt 
befeuern. Damit die direk-
ten Täter ebenso wie die 
Hauptverantwortlichen eines 
Tages vor Gericht zur Ver-
antwortung gezogen werden, 

dokumentieren syrische und 
internationale Organisationen 
seit Jahren die Menschen-
rechtsverbrechen in Syrien.
Die juristische Aufarbeitung 
wird vieler unterschiedli-
cher rechtlicher Mittel und 
Wege bedürfen. In Syrien 
ist in naher Zukunft nicht 
mit einer Strafverfolgung zu 
rechnen. Der Internationale 
Strafgerichtshof (IStGH) 
konnte bisher nicht tätig 
werden, weil Syrien kein 

gegen Miller; im Oktober 2016 forderte er aufgrund eines weiteren 
Gutachtens des ECCHR und des CCR auch die Vorladung von William 
Haynes, eines wichtigen Rechtsberaters aus der Ära Bush. Die Idee 
hinter dem Verfahren in Frankreich: Mehr als 15 Jahre nach Beginn des 
US-Folterprogramms arbeitet ein Netzwerk von Überlebenden, Ange-
hörigen, ehemaligen US-Offiziellen, Aktivist_innen und Jurist_innen 
weiter daran, die Verbrechen der USA im Namen des »Kriegs gegen 
den Terror« juristisch aufzuarbeiten (Fallbeschreibung S. 28).

Deutscher Staatsanwalt beantragt Haft für 
ehemaligen Arzt der Colonia Dignidad

Nach jahrelanger Untätigkeit könnte Deutschland endlich einen effek-
tiven Beitrag zur Gerechtigkeit für die Betroffenen der Verbrechen 
in der Colonia Dignidad leisten. In der auslandsdeutschen Siedlung 
in Chile wurden unter anderem Kinder systematisch missbraucht 
und Gegner der Pinochet-Diktatur gefoltert. Nun soll der ehemalige 
Sektenarzt Hartmut Hopp in Deutschland ins Gefängnis. Im Juni 2016 
beantragte die Staatsanwaltschaft Krefeld beim dortigen Landgericht 
die Haftvollstreckung gegen Hopp. Damit entsprach die deutsche 
Behörde einem Gesuch aus Chile. Dort wurde der Sektenarzt wegen 
Beihilfe zu sexuellem Missbrauch von Minderjährigen verurteilt, 
doch bevor die Strafe rechtskräftig wurde, konnte er sich 2011 nach 
Deutschland absetzen. Das ECCHR reichte damals sofort mit seiner 
Kooperationsanwältin und Betroffenen Strafanzeige gegen Hopp ein 
(Fallbeschreibung S. 23).

Vertragsstaat ist und Russ-
land eine Verweisung durch 
den UN-Sicherheitsrat an den 
IStGH blockiert. Das Welt-
rechtsprinzip aber ermöglicht 
es, vor nationalen Gerichten 
in Drittstaaten, Strafverfah-
ren zu führen. In Deutsch-
land ist dieses Prinzip im 
Völkerstrafgesetzbuch 
verankert. Danach darf die 
deutsche Justiz bei Kriegs-
verbrechen oder Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit 
unabhängig davon ermitteln, 
wo, von wem und gegen wen 
sie begangen werden. 

Das ECCHR nutzt das Welt-
rechtsprinzip, um beispiels-
weise der Straflosigkeit für 
Folter ein Ende zu setzen. 
Dazu kooperieren wir seit 
2012 eng mit Überlebenden, 

Zeug_innen, Jurist_innen 
und Aktivist_innen aus 
Syrien sowie mit internatio-
nalen Partnerorganisationen. 
Im Laufe des Jahres 2016 
erarbeitete das ECCHR eine 
Strafanzeige zu den Folter-
verbrechen unter Assad und 
reichte sie gemeinsam mit 
acht Syrer_innen im März 
2017 beim Generalbundesan-
walt ein. Die Anzeige richtet 
sich gegen sechs namentlich 
bekannte und weitere hoch-
rangige Funktionäre der syri-
schen Militärgeheimdienste. 
Ziel ist, dass der General-
bundesanwalt in konkreten 
Fällen – die exemplarisch 
für das Foltersystem des 
Assad-Regimes sind – er-
mittelt und internationale 
Haftbefehle gegen die Ver-
antwortlichen erwirkt.

In einem anderen Fall kon-
zentriert sich das ECCHR 
gemeinsam mit der franzö-
sischen Organisation Sherpa 
in Zusammenhang mit den 
Verbrechen der Organisation 
»Islamischer Staat« (IS) auf 
die Rolle transnationaler 
Unternehmen. Gemein-
sam mit elf Syrern stellten 
beide Organisationen im 
November 2016 in Frank-
reich Strafanzeige gegen das 
Zementunternehmen Lafar-
ge (heute LafargeHolcim) 
und sein Tochterunterneh-
men Lafarge Cement Syria 
(LCS). Der Vorwurf: Durch 
die Geschäftsbeziehungen 
mit dem IS habe LCS Bei-
hilfe zu Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit geleistet.

Gerechtigkeit nach 25 Jahren –  
die Bedeutung des Verfahrens  
gegen Hissène Habré 

Lebenslange Haft für Vergewaltigung, Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und Folter – damit haben die Extraordinary 
African Chambers in Dakar (Senegal) am 30. Mai 2016 Rechtsge-
schichte geschrieben. Das Urteil gegen den ehemaligen Präsidenten 
des Tschad, Hissène Habré, markierte den beispiellosen Erfolg im 
mehr als 25-jährigen Kampf der Überlebenden seiner Terrorherr-
schaft um Gerechtigkeit.

Habré ließ zwischen 1982 und 1990 mehr als 40.000 Oppositionelle 
und Kriegsgefangene foltern und ermorden sowie Frauen sexuell 
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versklaven. 2013 erreichte eine Gruppe um den Folterüberlebenden 
Souleymane Guengueng, dass Habré seine Villa im senegalesischen 
Exil gegen eine Gefängniszelle tauschen musste. Die Aktivist_innen 
hatten seit 1990 gemeinsam mit einem internationalen Netzwerk (zu 
dem auch Reed Brody, langjähriger Mitarbeiter von Human Rights 
Watch und Mitglied des ECCHR-Beirats, gehört) Zeug_innenaussa-
gen dokumentiert und eine Odyssee durch verschiedenste Gerichtssä-
le weltweit absolviert. Sie haben schließlich nicht nur Gerechtigkeit 
für Habrés Opfer erkämpft, sondern ein Verfahren angestoßen, das 
weit über den Tschad und Senegal hinaus Bedeutung hat. 

Mit der sexuellen Sklaverei wurde ein Thema aufgearbeitet, das viel 
zu häufig mit einem Mantel des Schweigens belegt ist. Die Zeugin-
nenaussagen von überlebenden Frauen sind ein eindrucksvoller 
Beleg, wie die Anerkennung erlittenen Unrechts vor Gericht vermeint-
lich passive Opfer ermächtigen kann. Für die wichtige symbolische 
Funktion strafrechtlicher Verfahren in einem gesellschaftlichen Auf
arbeitungsprozess spielt dies eine entscheidende Rolle.

Die erste Verurteilung eines ehemaligen afrikanischen Staatsober-
hauptes in einem anderen afrikanischen Staat hat eine unermessliche 
Bedeutung für die Aufarbeitung von Menschenrechtsverbrechen auf 
dem ganzen Kontinent. Angehörige afrikanischer Eliten haben das 
internationale Strafrechtssystem immer wieder als neokolonial ge-
brandmarkt. In der Tat sind vor dem Internationalen Strafgerichtshof 
bisher nur Afrikaner angeklagt worden und nationale Verfahren auf 
Grundlage universeller Jurisdiktion richten sich oft gegen Vertreter 
schwächerer Staaten. Das Habré-Verfahren, das die Afrikanische 
Union unterstützte, nimmt dieser Argumentation den Wind aus den 
Segeln. Es zeigt, dass Gerechtigkeit für Menschenrechtsverletzungen 
keine vom Westen aufoktroyierte Idee, sondern ein Anliegen ist, das 
von tschadischen Aktivist_innen gemeinsam mit ihren internationalen 
Partner_innen erkämpft wurde.

Dieser Text erschien in ungekürzter Fassung erstmals am 31. Mai 2016 bei Zeit Online unter »Recht subversiv«  

dem wöchentlichen Blog von ECCHR-Generalsekretär Wolfgang Kaleck http://blog.zeit.de/recht-subversiv/.

Das ECCHR veröffentlichte eine englische Version der Blogbeiträge unter der Rubrik »Law and subversion« auf  

seiner englischsprachigen Website. In spanischer Sprache veröffentlichte die Internetzeitung eldiario.es die  

Blogbeiträge auf ihrer Meinungsseite »Contrapoder«.
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MIT DEM WELT­
RECHTSPRINZIP 
GEGEN FOLTER UND 
STRAFLOSIGKEIT 

Wer Folter anwendet, anordnet oder billigt, 
muss sich dafür vor Gericht verantworten. 
So sieht es die UN-Antifolterkonvention vor. 
Im Kampf gegen Folter nutzt das ECCHR 
vielfach das Weltrechtsprinzip (oder Prinzip 
der Universellen Jurisdiktion), beispielsweise 
gegen Verantwortliche des US-Folterpro-
gramms im Namen des »Kriegs gegen den 
Terror«, gegen den bahrainischen General-
staatsanwalt oder bei der Strafanzeige gegen 
hochrangige Mitglieder des syrischen Militär-
geheimdienstes.

Folter unter Assad: Der 
Weg zu Gerechtigkeit 
kann und soll auch über 
Deutschland führen

Das Regime von Syriens Präsident Baschar 
al-Assad ist, neben zahlreichen anderen 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, insbesondere für systema-
tische Folter verantwortlich – nicht nur von 
Oppositionellen und Aktivist_innen und auch 
nicht erst als Reaktion auf die friedlichen 
Proteste ab 2011, sondern seit Jahrzehnten. 
Die Täter und Verantwortlichen haben in 
Syrien wenig zu befürchten, die Straflosig-
keit ist nahezu absolut.
Die internationale Strafjustiz hat derzeit 
wenige Möglichkeiten, die Verbrechen  
in Syrien strafrechtlich zu verfolgen.  
Doch die deutsche Justiz kann nach dem 

Weltrechtsprinzip aktiv werden. Danach darf 
der Generalbundesanwalt auch dann ermit-
teln, wenn die Folter im Ausland begangen 
wurde.
Das ECCHR untersucht seit 2012 Verbre-
chen aller Konfliktparteien in Syrien und 
kooperiert dabei mit einem internationalen 
Netzwerk, zu dem auch Folterüberlebende 
und Jurist_innen aus Syrien gehören, die 
in Deutschland Schutz gefunden haben. 
Gemeinsam mit ihnen erarbeitete das ECCHR 
ab Sommer 2016 anhand etlicher Einzelfälle 
und der Aussagen zahlreicher Zeug_innen 
eine Strafanzeige gegen sechs namentlich 
benannte und weitere unbekannte hochran-
gige Mitglieder der syrischen Militärgeheim-
dienste und reichte sie im März 2017 bei der 
Generalbundesanwaltschaft in Karlsruhe ein. 
Die Anzeige soll unmissverständlich klar 
machen: Folter ist absolut verboten, auch 
im bewaffneten Konflikt. Deutschland kann 
und muss die Folterfälle in Syrien ermit-
teln und zur Anklage bringen. Ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung wären internationale 
Haftbefehle gegen hochrangige Assad-Mitar-
beiter. Der Generalbundesanwalt prüft die 
Aufnahme von Ermittlungen.

Strafanzeige in Irland, 
Ermittlungen in der 
Schweiz: Folter­
überlebender fordert 
Verfahren gegen 
Generalstaatsanwalt  
von Bahrain

Im Kampf gegen Folter und Straflosigkeit in 
Bahrain setzt der Folterüberlebende Jaafar 
al-Hasabi gezielt auf das Weltrechtsprinzip. 
Um den bahrainischen Generalstaatsanwalt, 

Ali Bin Fadhul al-Buainain, zur Verantwortung 
zu ziehen, reichte Al-Hasabi unterstützt vom 
ECCHR im September 2016 eine sogenannte 
Privatanklage beim Strafgericht Dublin und 
eine Anzeige bei der irischen Kriminalpoli-
zei ein. Knapp ein Jahr zuvor hatte er auch in 
der Schweiz eine Strafanzeige sowie einen 
Antrag auf Vorladung des Generalstaatsanwalts 
gestellt. Anlass war in beiden Ländern jeweils 
die Teilnahme Al-Buainains an Konferenzen 
der Internationalen Organisation von Staatsan-
wälten.
Al-Hasabi, der 2010 in Bahrain in Haft gefol-
tert wurde, forderte die Justizbehörden in 
Irland und in der Schweiz auf – gemäß ihrer 
Verpflichtungen aus der UN-Antifolterkonven-
tion – die Rolle des damals verantwortlichen 
Generalstaatsanwalts strafrechtlich zu ermit-
teln. Das irische Gericht hörte die Anwälte des 
Folterüberlebenden an, lehnte es jedoch ab, 
ein Verfahren zu eröffnen; die Polizei leitete 
Ermittlungen ein. Die Schweizer Behörden 
reagierten zunächst zögerlich, eröffneten nach 
Abreise des Generalstaatsanwalts aber schließ-
lich ein Ermittlungsverfahren. Im Juni 2016 
vernahm die Staatsanwaltschaft Bern Al-Hasabi 
als Zeugen und prüfte weitere Beweismittel, die 
das ECCHR im Laufe des Jahres einreichte.
Das ECCHR analysiert seit mehreren Jahren die 
Verantwortlichkeit von Vorgesetzten in Bahrain 
für schwere Menschenrechtsverletzungen und 
hat die rechtlichen Schritte Al-Hasabis in Irland 
und der Schweiz angestoßen und koordiniert. 
Unterstützt wurden beide Strafanzeigen außer-
dem von den Organisationen REDRESS und 
Bahrain Institute for Rights and Democracy 
(BIRD) in London sowie GLAN (Global Legal 
Action Network) aus Dublin und TRIAL Inter-
national aus Genf.
Bereits 2012 war das ECCHR in einem 
Verfahren zu Foltervorwürfen in Bahrain 
vor der britischen Justiz aktiv. Dort wurde 
gegen den bahrainischen Prinzen Nasser 
bin Hamad al Khalifa ermittelt. Im Oktober 
2014 hob der High Court in London dessen 
Immunität auf und macht den Weg für eine 
Strafverfolgung des Prinzen frei.

Kein sicherer Hafen  
für Helfer der  
Diktatur in Chile:  
Arzt der Colonia  
Dignidad soll in 
Deutschland in Haft

Hartmut Hopp war Arzt und Mitglied der 
Führungsriege der berüchtigten auslands-
deutschen Sektensiedlung Colonia Dignidad 
in Chile. Die Siedlung war jahrzehntelang 
Ort schwerster Menschenrechtsverletzungen. 
Gegner des Pinochet-Regimes (1973-1990) 
verschwanden dort, wurden gefoltert und 
ermordet. Deutsche und chilenische Kinder 
wurden systematisch sexuell missbraucht. 
Wegen Beihilfe zum Kindesmissbrauch 
wurde Hopp in Chile zu fünf Jahren Frei-
heitsstrafe verurteilt, entzog sich der Haft 
aber durch die Flucht nach Deutschland. 
Seit 2011 lebt er bisher unbehelligt in 
Nordrhein-Westfalen. Damit soll es vorbei 
sein: Im Juni 2016 beantragte die Staatsan-
waltschaft Krefeld beim Landgericht, die 
in Chile verhängte Strafe gegen Hopp in 
Deutschland zu vollstrecken. 
Das ECCHR, das gemeinsam mit Betrof-
fenen und der Kooperationsanwältin Petra 
Schlagenhauf schon 2011 Strafanzeige gegen 
Hopp einreichte, hat die Behörden vor einer 
Flucht des Sektenarztes gewarnt und drängt 
auf eine zügige Entscheidung der deutschen 
Justiz. Damit könnte Deutschland einen wich-
tigen Beitrag zur juristischen Aufarbeitung 
der Diktaturverbrechen in Chile leisten. 
Schon vor der Entscheidung der Staatsan-
waltschaft Krefeld hatte die Bundesregierung 
Fehler im Umgang mit der Colonia Dignidad 
eingeräumt. Der damalige Bundesaußenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier versprach  
im April 2016, die Rolle deutscher Diploma-
ten bei den Menschenrechtsverletzungen in 
der Colonia Dignidad aufklären zu lassen.

Aktuelle Fälle
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MIGRATION UND 
FLUCHT  

Sie fliehen vor Krieg, Verfolgung und Elend. 
An den Außengrenzen der Europäischen 
Union (EU) und auf den Fluchtwegen durch 
Europa erhalten sie aber keinen Schutz, viel-
mehr stoßen sie auf massive Abwehr. 
Um Geflüchtete und Migrant_innen fernzu-
halten, setzen die Länder Europas elemen-
tare Menschen- und Flüchtlingsrechte außer 
Kraft. Immer wieder werden Menschen 
völkerrechtswidrig und oft mit massiver 
Gewalt zurückgeschoben, ohne dass sie 
eine Möglichkeit haben, einen Asylantrag 
zu stellen oder ihr Recht vor einem nationa-
len oder europäischen Gericht einzuklagen. 
Gemeinsam mit den Betroffenen kämpfen 
das ECCHR, seine Partnerorganisationen und 
Kooperationsanwält_innen für das grund-
legende Recht von Geflüchteten, Rechte 
zu haben. Ziel ist es, das Recht wieder als 
Maßstab und Norm der Asyl- und Flücht-
lingspolitik in Europa durchzusetzen.

Von Idomeni nach 
Straßburg: Etappensieg 
wegen Push-Backs  
an griechisch-maze- 
donischer Grenze 

Die Republik Mazedonien muss 2017 vor  
dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) in Straßburg zu 
den Push-Backs (dt. völkerrechtswidrige 
Zurückschiebungen) von Geflüchteten nahe 
des Lagers Idomeni an der mazedonisch-
griechischen Grenze im März 2016 Stellung 
nehmen. Das Gericht reagierte damit auf die 
Beschwerden von acht Schutzsuchenden aus 
Syrien, Irak und Afghanistan. Der Fall steht 

exemplarisch für die Push-Backs entlang 
der Fluchtrouten auf dem Balkan und ist ein 
wichtiger Schritt, um Menschenrechte als 
Ordnungsprinzip durchzusetzen. 
Die Beschwerdeführenden hatten am 14. März 
2016 gemeinsam mit etwa 1.500 anderen 
Geflüchteten die griechisch-mazedonische 
Grenze überquert. Daraufhin setzte das maze-
donische Militär sie fest und zwang sie 
zurück nach Griechenland. Die Beschwerde-
führenden hatten keine Möglichkeit, Antrag 
auf Asyl zu stellen oder ein Rechtsmittel 
gegen den Push-Back einzulegen. Durch die 
Rückschiebung ohne jegliches individuelles 
Verfahren und ohne Rechtsschutzmöglichkeit 
verstieß Mazedonien gegen Artikel 4 des 
Vierten Zusatzprotokolls (Verbot der Kollek-
tivausweisung) und gegen Artikel 13 (Recht 
auf effektive Rechtsmittel) der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK). 
Dagegen legten die zwei Frauen und sechs 
Männer mit Unterstützung des ECCHR und 
PRO ASYL im September 2016 Individualbe-
schwerden gegen Mazedonien ein. Vertreten 
werden die Beschwerdeführenden von dem 
ECCHR-Kooperationsanwalt Carsten Gericke 
aus Hamburg. Eine Entscheidung des EGMR 
wird im Laufe des Jahres 2017 erwartet.

Push-Backs in Melilla: 
EGMR prüft Spaniens 
illegale Abschiebepraxis

Aufgrund von zwei Individualbeschwerden, 
die Geflüchtete aus Mali und der Elfen-
beinküste auf Initiative und mithilfe des 
ECCHR im Februar 2015 beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
in Straßburg einreichten, muss sich seit 
Juli 2015 auch Spanien für seine illegale 
Rückschiebepraxis verantworten.
Die beiden Männer gelangten im August 
2014 über die Grenzanlage von Melilla an 
der spanisch-marokkanischen Grenze nach 

Spanien. Obwohl sie schon auf spanischem 
Territorium und damit in der Europäischen 
Union (EU) waren, wurden sie mit etwa 70 
weiteren Geflüchteten, die gemeinsam mit 
ihnen die Zäune überwunden hatten, fest-
genommen und umgehend von spanischen 
Grenzbeamt_innen nach Marokko »zurück-
geschoben«. Ob und wie viele von ihnen in 
Spanien Asyl oder subsidiären Schutz hätten 
beantragen können, ist nicht bekannt. Sie 
wurden weder zu ihrer Person und ihren 
Fluchtgründen befragt, noch erhielten sie 
die Möglichkeit, einen Antrag auf internati-
onalen Schutz zu stellen, geschweige denn 
Rechtsmittel gegen die drohende Abschie-
bung einzulegen. 
Spanien verstoße gegen das Verbot der 
Kollektivausweisungen und den Zugang 
zu effektiven Rechtsmittel, die die EMRK 
garantiert, argumentieren die Beschwer-
deführenden. Bestätigt werden sie durch 
Rechtsgutachten, die unter anderem der 
UN-Menschenrechtskommissar, das 
UN-Flüchtlingswerk (UNHCR) und der 
Menschenrechtskommissar des Europarats 
beim EGMR einreichten. Die Beschwerde
führenden rechnen seit Sommer 2016 mit 
einem Urteil.
Das Vorgehen in Melilla ist nicht nur exem-
plarisch für die menschenrechtswidrige 
Abschiebepraxis Spaniens, sondern auch 
für die Menschenrechtsverletzungen im 
Kontext der Kooperation zwischen der EU 
und Marokko. Die enge Zusammenarbeit 
mit marokkanischen Behörden ist Teil einer 
breit angelegten Initiative, die darauf abzielt, 
Grenzkontrollen auszulagern beziehungs-
weise Flucht und Migration nach Europa 
bereits in den Transitländern zu verhindern. 

Spanische Beamte müssen  
wieder vor Gericht: 
Weitere Ermittlungen 
zum Tod von 15 
Geflüchteten bei einer 
Polizeiaktion in Ceuta

Hoffnung auf Gerechtigkeit für die Über-
lebenden und Angehörigen der tödlichen 
Push-Backs im Februar 2014 bei Ceuta: Das 
Verfahren gegen die Polizisten der Guardia 
Civil, die an der Grenze zwischen der spani-
schen Exklave und Marokko rechtswidrig 
und mit massiver Gewalt gegen Geflüchtete 
und Migrant_innen vorgingen, wurde wieder 
aufgenommen. Es seien nicht genügend 
Zeugen vernommen worden und auch die 
Obduktion der Todesopfer sei ungenügend 
gewesen, entschied die Audiencia Provin-
cial (dt. Landgericht) in Ceuta am 12. 
Januar 2017. Damit nahm das Gericht eine 
Beschwerde an, die der Madrider Koope-
rationsanwalt Gonzalo Boye mit Unterstüt-
zung des ECCHR gegen die Einstellung des 
Verfahrens im Oktober 2015 eingelegt hatte. 
Bei dem Push-Back am Strand von Tarajal 
bei Ceuta ging die Guardia Civil, Spaniens 
paramilitärische Polizei, mit Tränengas, 
Gummigeschossen und Schlagstöcken gegen 
eine Gruppe von etwa 400 Geflüchteten vor, 
die versuchte, schwimmend die Grenze zu 
überwinden. Mindestens 15 Menschen starben, 
viele weitere wurden verletzt. 23 Überlebende, 
die die Küste erreichten, wurden kurzerhand 
nach Marokko zurückgeschoben. Strafrecht-
lich oder gar politische Konsequenzen hatte 
der Vorfall zunächst nicht. Erst im März 
2015 – mehr als ein Jahr nach der tödlichen 
Push-Back-Aktion – verhörte die spani-
sche Justiz 16 Polizisten. Nun könnten die 
Opfer des Push-Backs endlich rechtliches 
Gehör finden. Das ECCHR unterstützt zwei 
Überlebende des Vorfalls von Ceuta, die 
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inzwischen in Deutschland leben und die im 
wiederaufgenommen Verfahren in Spanien 
aussagen könnten.
Neben den laufenden Fällen zu den Push-
Backs in Ceuta, Melilla und Idomeni arbeitet 
das ECCHR auch zu den Rechten minderjäh-
riger unbegleiteter Geflüchteter und befasst 
sich mit den rechtlichen Verantwortlichkeiten 
der Europäischen Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache (FRONTEX), und des Europä-
ischen Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(European Asylum Support Office, EASO) in 
den sogenannten Hot Spots in Griechenland.

13 JAHRE AKTIV 
GEGEN VÖLKER­
STRAFTATEN IM 
NAMEN DES  
»KRIEGS GEGEN  
DEN TERROR«

In Reaktion auf die Anschläge vom 11. 
September 2001 entwickelten die USA ein 
umfangreiches menschenrechtswidriges 
Programm zur Terrorismusbekämpfung. Zu 
den Mitteln im »Krieg gegen den Terror« 
gehörten und gehören seitdem unter anderem 
Geheimgefängnisse, Verschleppungsflüge, 
als »erweiterte Verhörmethoden« verbrämte 
Folter und der massive Einsatz bewaffneter 
Drohnen. Dem setzen das ECCHR und seine 
Partner_innen seit nunmehr 13 Jahren stra-
tegisch ausgewählte, rechtliche Aktionen 
entgegen. Im Fokus stehen dabei weniger die 
unmittelbaren Täter, sondern die »Architek-
ten« dieses Systems: Politiker_innen, Beamt_
innen, Geheimdienstmitarbeiter_innen, 
Jurist_innen und ranghohe Armeeangehörige. 

Frankreichs Justiz 
untersucht Folter in 
Guantánamo: Vorladung 
von Ex-Lagerkomman­
deur und Gutachten 
gegen Rechtsberater  
der Bush-Regierung

Gerechtigkeit für fast drei Jahre willkürliche 
Inhaftierung, Folter und Misshandlungen 
durch die USA: Dafür kämpfen die ehema-
ligen französischen Guantánamo-Häftlinge 
Nizar Sassi und Mourad Benchellali mithilfe 
des ECCHR-Kooperationsanwalts William 
Bourdon in Paris. Schon im November 2002, 
als beide noch im US-Gefangenenlager auf 
Kuba inhaftiert waren, stellten ihre Familien 
Strafanzeige. Seitdem ermittelt die französi-
sche Justiz zum US-Folterprogramm. 2016 
setzte das Untersuchungsgericht (Chambre de 
l’instruction de la Cour d’appel) in Paris ein 
wichtiges Signal:
Am 1. März 2016 sollte der ehemalige 
Guantánamo-Kommandeur, General a. D. 
Geoffrey Miller, zu seiner Rolle bei der Folter 
von Gefangenen aussagen. Das ECCHR 
und das Center for Constitutional Rights 
(CCR) aus New York hatten im Februar und 
März 2015 in einem Gutachten und weiteren 
Informationen dargelegt, dass die schwe-
ren Misshandlungen in Guantánamo Folter 
im Sinne des Völkerrechts darstellen und 
detailliert die strafrechtliche Verantwortlich-
keit des Kommandeurs belegt. Doch trotz 
richterlicher Vorladung erschien Miller nicht. 
Für die Folterüberlebenden war dies ein 
Etappensieg und Rückschlag gleichermaßen, 
doch mitnichten das Ende ihres juristischen 
Kampfes. Im Juli 2016 beantragte ihr Anwalt 
Haftbefehl gegen Miller. Die Richterin hat 
noch nicht darüber entscheiden, gleichwohl 
warnte das US-Außenministerium Beteiligte 
des Folterprogramms vor Europa-Reisen. 

Im Oktober 2016 forderten Benchellali und 
Sassi das Gericht auf, auch William Haynes, 
den von 2001 bis 2008 tätigen hochrangigen 
Rechtsberater im US-Verteidigungsministerium 
(u.a. unter Donald Rumsfeld), vorzuladen.  
Ein Dossier des ECCHR und des CCR belegt, 
dass Haynes einer der maßgeblichen »Archi-
tekten« der Haft- und Vernehmungspraktiken 
während der Präsidentschaft von George W. 
Bush war. Es zeichnet nach, welche Rolle 
er bei der Formulierung und Erlaubnis der 
Vernehmungspraktiken spielte, die letztlich zu 
Folter und Misshandlungen in Guantánamo 
führten.

Ein Verfahren wegen 
CIA-Folter in Deutsch­
land ist möglich: Beweise, 
Zeugen und Strafanzeige 
liegen dem General­
bundesanwalt vor

Nicht nur in Guantánamo, auch in Abu 
Ghraib (Irak), Bagram (Afghanistan) und 
in Geheimgefängnissen in Osteuropa 
haben Angehörige von CIA und US-Militär 
Gefangene systematisch misshandelt und 
gefoltert. In der Ära Bush war dies von 
höchster Stelle ausdrücklich so gewollt. Die 
Verantwortlichen in Regierung, Armee und 
Geheimdiensten – mithin die »Architekten 
des US-Foltersystems« – gehören dafür vor 
Gericht. Doch trotz ausreichender Beweise, 
gab es in den USA bis heute keine strafrecht-
lichen Schritte gegen die Hauptverantwort-
lichen der Folter. Die deutsche Justiz könnte 
indes einen Beitrag zur juristischen Aufklä-
rung leisten.
Unmittelbar nach Erscheinen des Berichts 
des US-Senats zur CIA-Folter im Dezember 
2014 nutzte das ECCHR das Weltrechtsprin-
zip und stellte beim Generalbundesanwalt 
(GBA) in Karlsruhe Strafanzeige gegen den 

ehemaligen Chef des US-Geheimdienstes 
CIA George Tenet, gegen den ehemaligen 
US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld 
sowie gegen weitere Mitglieder der Regierung 
Bush. Der Vorwurf: Kriegsverbrechen der 
Folter nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 Völkerstrafge-
setzbuch (VStGB). 
Die Anzeige widmet sich unter anderem dem 
Fall des deutschen Staatsbürgers Khaled El 
Masri, den CIA-Agenten 2004 verschleppten 
und in einem Geheimlager in Afghanistan 
folterten. Hierzu reichte das ECCHR im Juli 
2015 beim GBA eine ausführliche Analyse 
zur Rolle der damals verantwortlichen 
Geheimdienst-Mitarbeiterin ein. Seit Juli 2016 
liegen dem GBA außerdem ECCHR-Informa-
tionen über Überlebende und Zeug_innen vor, 
die inzwischen in Deutschland leben und für 
eine Befragung zur Folter in Guantánamo und 
Abu Ghraib zur Verfügung stehen. Das Verfah-
ren läuft, die Anzeige ist Teil des Beobach-
tungsvorgangs der GBA zu dem Tatkomplex.

Gegen Doppelstan- 
dards in der inter- 
nationalen Strafjustiz: 
IStGH prüft Folter- 
Fälle durch britische 
Truppen im Irak

Im Zuge des »Kriegs gegen den Terror« 
haben sich auch britische Soldaten schwerer 
Menschenrechtsverbrechen im Irak schuldig 
gemacht. Das belegen die Aussagen von 
Irakern, die zwischen 2003 und 2008 von 
der britischen Armee inhaftiert waren. Sie 
berichten unter anderem von simulierten 
Hinrichtungen, tagelangem Schlafentzug 
und sexuellen Erniedrigungen. 
Den Behörden in Großbritannien sind die 
Vorwürfe bekannt, dennoch gab es keine 
hinreichende strafrechtliche Aufarbeitung –   
insbesondere nicht zur Verantwortung 
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hochrangiger Entscheidungsträger wie des 
früheren Armeechefs Sir Peter Wall und des 
ehemaligen Verteidigungsministers Geoff 
Hoon. Vielmehr kündigte die britische Premi-
erministerin Theresa May im Oktober 2016 
an, dafür zu sorgen, dass britische Truppen 
künftig überhaupt nicht mehr für Verbrechen 
im Krieg angezeigt werden können. Unklar 
blieb, inwiefern May damit auch auf die 
Strafanzeige (engl. communication) gegen 
Großbritannien anspielte, die das ECCHR 
gemeinsam mit der britischen Anwaltsfirma 
Public Interest Lawyers (PIL) im Januar 
2014 beim Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) eingereicht hat. 
Die Anzeige belegt anhand 85 repräsentativer 
Fälle die systematische Folter und Misshand-
lungen durch britische Soldaten im Irak. Und 
sie zeigte Wirkung: Im Mai 2014 eröffnete 
der IStGH ein Vorermittlungsverfahren gegen 
Großbritannien. Seitdem prüft das Gericht, 
ob das britische Verteidigungsministerium die 
Foltervorwürfe ausreichend untersucht hat. 
Das ist ein Meilenstein für die Überlebenden 
von Folter und Misshandlungen und auch für 
die internationale Strafjustiz. Der Fall Großbri-
tannien wird wohl nicht zu einer völlig neuen 
Ausrichtung des IStGH führen, aber er hat 
Strahlkraft für die Frage nach Doppelstandards 
in der internationalen Strafjustiz.

Außenpolitik vor Schutz 
der Grundrechte?:  
Jemeniten fordern Stopp 
der US-Drohnenan- 
griffe via Deutschland

Töten ohne Prozess, auf Verdacht und per 
Knopfdruck: Zur »Terrorismusbekämpfung« 
ließ der ehemalige US-Präsident Barack 
Obama den Einsatz bewaffneter Drohnen 
massiv ausweiten. Völkerrechtlich ist dies 
höchst umstritten, weil häufig unklar ist, wem 

ein Angriff gilt, Unbeteiligte getötet werden, 
und Angriffe zudem auch außerhalb bewaff-
neter Konflikte stattfinden. 
Deutschland spielt im globalen US-Drohnen
programm eine zentrale Rolle, denn der 
US-Militärstützpunkt Ramstein (Rheinland-
Pfalz) ist Dreh- und Angelpunkt für die 
Angriffe. Das bestätigte Ende November 2016 
endlich auch die Bundesregierung offiziell. 
Der Familie bin Ali Jaber aus dem Jemen ist 
das nicht genug. Seit einem Drohnenangriff 
im Sommer 2012, bei dem zwei Verwandte 
starben, lebt die Familie in ständiger Angst. 
Um weitere Angriffe zu verhindern, zogen 
drei Familienmitglieder im Oktober 2014 
gegen die Bundesregierung (vertreten durch 
das Bundesverteidigungsministerium) vor 
das Verwaltungsgericht Köln. Die Kläger 
berufen sich auf den Schutz der Grundrechte 
und fordern, die Nutzung von Ramstein für 
Drohnenangriffe zu unterbinden. Grundlage 
ihrer Klage waren die juristische Expertise 
des ECCHR und die Recherchen der internati-
onalen Menschenrechtsorganisation Reprieve.
Im Mai 2015 wurde der Fall verhandelt und  
das Verwaltungsgericht räumte der Bundes-
regierung einen außenpolitischen Handlungs
spielraum ein, der sie letztlich von einer 
gerichtlichen Kontrolle entbindet. Mit Unter-
stützung des ECCHR gingen die Kläger im 
August 2015 in die nächste Instanz und reichten 
seitdem verschiedene Stellungnahmen im 
schriftlichen Verfahren ein. Eine Entscheidung 
über einen mündlichen Verhandlungstermin 
vor dem Oberverwaltungsgericht in Münster 
steht noch aus. Doch eines ist klar: Die 
politische und rechtliche Diskussion über 
die Rolle Deutschlands im US-Drohnenkrieg 
und damit im sogenannten »Krieg gegen den 
Terror« ist bei Weitem nicht zu Ende.

Bundeswehr-Bombar­
dement bei Kundus:  
Keine Aufklärung,  
keine Strafverfolgung  
in Deutschland

Der fatale Luftangriff im September 2009 nahe 
dem damaligen Bundeswehr-Stützpunkt in 
Kundus (Afghanistan) ist immer noch nicht 
juristisch aufgearbeitet worden. Auf Befehl 
von Bundeswehroberst Georg Klein bombar-
dierten US-Kampfflugzeuge zwei von Taliban- 
Kämpfern entführte Tanklastzüge und eine 
Menschenmenge, die sich in der Nähe aufhielt. 
Mehr als 140 Menschen, unter ihnen auch 
Kinder, wurden getötet oder verletzt. Die 
Bundesanwaltschaft stellte ihre Ermittlungen 
gegen Oberst Klein im April 2010 ein. Die 
Generalstaatsanwaltschaft in Dresden und das 
Oberlandesgericht Düsseldorf lehnten eine 
Überprüfung der Vorfälle ab. 
Nach Ansicht des ECCHR waren die Ermitt-
lungen der deutschen Justiz unzureichend 
und entsprachen nicht internationalen 
Menschenrechtsstandards. Die Betroffenen 
hatten keine Möglichkeit, die Entscheidun-
gen der Strafverfolgungsbehörden überprüfen 
zu lassen. Nun beschäftigt sich der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) mit dem Fall Kundus. Das ECCHR 
unterstützt mit seiner juristischen Expertise 
seit 2010 einen Afghanen, der bei dem Luft-
angriff seine acht und zwölf Jahre alten Söhne 
verlor. Januar 2016 reichte das ECCHR im 
Namen des Mannes eine Beschwerde gegen 
Deutschland ein. Im September 2016 nahm der 
Gerichtshof die Beschwerde an, eine Entschei-
dung könnte im Laufe von 2017 fallen. 

SEXUALISIERTE 
GEWALT GEGEN 
FRAUEN IN 
BEWAFFNETEN 
KONFLIKTEN

Das internationale Strafrecht kriminalisiert 
sexualisierte Gewalt als Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Doch in der Praxis spiegelt sich das Ausmaß 
dieser Verbrechen weder in Prozessen noch 
in den Urteilen wider. Geschlechtsspezifi-
sche Diskriminierung ist nicht nur einer der 
Gründe für sexualisierte Gewalt, sondern oft 
auch Ursache für die mangelnde juristische 
Aufarbeitung solcher Fälle. Das ECCHR 
analysiert den politischen, sozialen und 
rechtlichen Rahmen der Straflosigkeit 
von sexualisierter Gewalt in bewaffneten 
Konflikten und interveniert in exemplari-
schen Fällen.

Sexuelle Versklavung  
im Zweiten Weltkrieg: 
Philippinische 
»Trostfrauen« kämpfen  
weiter um Entschädigung  
von Japan

Mit Wissen ihrer Vorgesetzten haben japanische 
Soldaten im Zweiten Weltkrieg philippinische 
Frauen und Mädchen systematisch in Mili-
tärbordelle verschleppt, sie dort geschlagen, 
missbraucht und vergewaltigt. Die Malaya 
Lolas (deutsch: befreite Großmütter) – so 
nennen sich die philippinischen »Trostfrauen« 
selbst – kämpfen bis heute um eine staatliche 
Entschädigung und eine angemessene Aner-
kennung der Verantwortung seitens Japans. 
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Die Regierung und der Oberste Gerichtshof 
der Philippinen verweigern den Frauen die 
Unterstützung. 
Aus Sicht des ECCHR verstieß die systema-
tische Versklavung von Frauen bereits zu 
Zeiten des Zweiten Weltkriegs gegen inter-
nationales Recht. Doch die Philippinnen 
lehnten alle Petitionen der Malaya Lolas 
ab. Da seit 2014 alle nationalen Rechtswege 
erschöpft sind, gingen das ECCHR und seine 
philippinische Partnerorganisation Center-
Law im November 2016 einen Schritt weiter. 
Gemeinsam mit der Vereinigung der Malaya 
Lolas legten sie in Genf sowohl dem Sonder-
berichterstatter für Gewalt gegen Frauen als 
auch der Sonderberichterstatterin für zeit-
gemäße Formen der Sklaverei der UN eine 
Individualbeschwerde vor. Die Beschwerde 
legt dar, dass die konsequente Missachtung 
der Rechte der Malaya Lolas ein klarer Fall 
von Geschlechterdiskriminierung ist. Die 
Frauen fordern, dass die UN-Sonderbericht-
erstatter die philippinische Regierung drän-
gen, ihren Anspruch auf Reparationen gegen 
Japan zu unterstützen. Die UN-Sonderbe-
richterstatterin für zeitgemäße Formen der 
Sklaverei wies die Beschwerde mangels 
Zuständigkeit zurück, das Verfahren beim 
Sonderberichterstatter für Gewalt gegen 
Frauen dauert an.

Sexualisierte Gewalt  
in Kolumbien: Ein Fall 
für den IStGH

Im kolumbianischen Konflikt ist sexuali-
sierte Gewalt Teil des militärisch-staatlichen 
Vorgehens zur Unterdrückung der Zivil
bevölkerung. Das Militär benutzt Vergewal-
tigungen und sexuelle Erniedrigung gezielt, 
um die Zivilbevölkerung, die sie beschuldigt, 
die Guerilla zu unterstützen, abzustrafen. 
Besonders oft sind die Opfer schwarze, 
indigene oder intern vertriebene Frauen. 

Die Verbrechen offenbaren also auch die 
strukturelle Diskriminierung von Frauen. 
Auf dem Papier gibt es in Kolumbien ausrei-
chend Gesetze, um sexualisierte Gewalt zu 
bekämpfen, doch in der Praxis wird selten 
ein Vergewaltigungsfall vor Gericht verhan-
delt – schon gar nicht, wenn die Täter oder 
Verantwortlichen hochrangige Militäroffiziere 
sind. Ist der kolumbianische Staat nicht 
willens oder in der Lage die Straflosigkeit 
sexualisierter Gewalt gegen Frauen zu 
beenden, muss der Internationale Strafge-
richtshof (IStGH) eingreifen. So sieht es das 
Römische Statut vor. Deswegen reichte das 
ECCHR mit seinen kolumbianischen Partner-
organisationen Sisma Mujer und Colectivo 
de Abogados José Alvear Restrepo (CAJAR) 
im April 2015 beim IStGH eine Strafanzeige 
(engl. communication) gegen Kolumbien 
ein. Die drei Organisationen forderten das 
Gericht auf, Ermittlungen insbesondere gegen 
ranghohe Armeeangehörige aufzunehmen. 
Seitdem sind die Vorwürfe Teil der Vorermitt-
lungen der Chefanklägerin zu Kolumbien. 
Sexualisierte Gewalt darf nicht ungesühnt 
bleiben. Das ECCHR begrüßt daher ausdrück-
lich, dass sich die Delegationen im kolumbi-
anischen Friedensprozess im Juli 2016 darauf 
einigten, für sexualisierte Gewalt keine 
Amnestie zu ermöglichen.
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Transnational agierende Unternehmen sind (bisher) die großen 
Gewinner der globalisierten Wirtschaft – und zwar nicht nur ökono-
misch, sondern auch rechtlich. Die wirtschaftlichen Akteur_innen aus 
dem Norden kennen kaum Grenzen in ihren weltweiten Geschäfts-
beziehungen. Geht es aber um die menschenrechtlichen Folgen 
ihres wirtschaftlichen Handelns im globalen Süden, verweisen diese 
Unternehmen gerne auf ihre beschränkte Haftung. Transnationale 
Unternehmen verletzten im Ausland häufig und auf vielfache Art die 
Menschenrechte, selten jedoch werden Manager_innen dafür vor 
Gericht belangt, geschweige denn verurteilt. Müssen sich europäische 
oder US-amerikanische Konzerne, ihre Tochterfirmen oder Zuliefer-
betriebe, dann doch einmal wegen menschenverachtender Arbeits-
bedingungen, lebensbedrohlicher Umweltschäden oder Beihilfe zu 
Kriegsverbrechen verantworten, lautet ihre Maxime: Freiwilligkeit statt 
Haftung. Eine Entschädigung aus »gutem Willen« für die Betroffenen: 
vielleicht. Verbindliche Pflichten für Unternehmen und Manager_innen: 
nein. Diesem Diskurs setzt das ECCHR gemeinsam mit Partner_innen 
aus dem globalen Süden einen entschiedenen juristischen Wider- 
stand entgegen. 

In welchem Einzelfall wir intervenieren, wählen wir nicht nur nach 
den Chancen des juristischen Erfolgs aus. Wir wollen konkrete 
Rechtsbrüche durch Unternehmen juristisch aufarbeiten und die 
Rechtsansprüche der Betroffenen durchsetzen, wir wollen aber 
auch strukturelles Unrecht offenlegen. Wir fordern Gerechtigkeit 
nicht nur für Einzelne, sondern für all jene, die dasselbe oder 
ähnliches erleiden. Das ist das übergeordnete Ziel unserer Arbeit. 
Damit einher gehen grundlegende Fragen, die wir durch unsere 
Verfahren stellen: Welchen Regeln und Gesetzen unterliegen 
Akteur_innen aus dem globalen Norden, wenn sie aus der Ferne 
im globalen Süden Geschäfte tätigen, unterstützen oder davon 
profitieren? Welche rechtlichen Reformen braucht es, um zukünftig 
Unternehmen zur Verantwortung ziehen zu können?  
Wir betrachten Menschenrechtsverletzungen in ihrem wirtschaftlichen, 
sozialen, politischen und rechtlichen Kontext. Insofern unterstützt 
das ECCHR mit seinen juristischen Interventionen gezielt den 
Kampf der sozialen Bewegungen und Organisationen aus dem 
globalen Süden.

III. Menschenrechte  
vor Profit – Unternehmenshaftung  
in der globalen Wirtschaft

Public Interest 
Litigation (PIL): 
Das Potential von 
Klagen im Namen 
der Allgemeinheit 

Im Rahmen der internatio-
nalen Netzwerkarbeit hat 
das ECCHR einen 
Arbeitsschwerpunkt in 
Asien entwickelt. Dort 
beteiligen wir uns unter 
anderem mit Rechtsgut-
achten gezielt an Verfah-
ren im Namen von 
Gewerkschafter_innen 
und Landwirtschaftsakti-
vist_innen. Dabei nutzen 
die ECCHR-Partnerorga-
nisationen und Kooperati-
onsanwält_innen in Indien 
und Pakistan häufig eine 
besondere Verfahrensart: 
die Public Interest 
Litigation (PIL). Diese Art 
der Klage entwickelte sich 
Ende der 1970er Jahre und 
ist heute in den Rechtssys-
temen Indiens und 
Pakistans verankert. Die 
PIL soll der Wahrung 
öffentlicher Interessen 
dienen – vor allem dann, 
wenn sich die Betroffenen 
eine Prozessführung 
finanziell nicht leisten 
können oder aus sonstigen 
Gründen keinen Zugang 
zum Rechtssystem haben. 
Das besondere an der PIL 
ist, dass die Klage auch 
von dritten Personen im 
Namen vieler Betroffener 
und gar im Namen der 
Allgemeinheit erhoben 
werden kann. 

 
Indien:  
PIL-PETITION für  
ein Verbot hoch
gefährlicher 
Pestizide

Aufgrund einer PIL verbot 
beispielsweise 2011 der 
Oberste Gerichtshof 
Indiens aus Sorge um die 
Gesundheit der Bevölke-
rung das Insektizid 
Endosulfan. Dieser 
wegweisenden Entschei-
dung folgend forderten 

Um ungerechte Machtverhältnisse aufzubrechen und zu verändern, 
ist es daher selten ausreichend, das Recht einfach nur anzuwenden. 
Wir verstehen Recht deshalb als ein Mittel, dessen Grenzen es kreativ 
auszuschöpfen und weiter zu entwickeln gilt. Zur Haftung von Unter-
nehmen und Manager_innen lassen sich viele juristische Mittel und 
Wege nutzen: Nationales Straf- und Zivilrecht, supranationale Instru-
mente wie die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
und zahlreiche Beschwerdemechanismen auf internationaler Ebene. 

Eines zeigen die Fälle des ECCHR auch 2016 wieder: Menschen-
rechtsarbeit ist selten eine Rechtsfrage sondern meist eine Machtfrage. 
Die Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen 
sind oft strukturell benachteiligte Gruppen, sei es in Textilfabriken, in 
der Landwirtschaft oder in Konfliktregionen. Recht haben und Recht 
bekommen wird damit zu einer Frage von Privileg oder Ausgrenzung.

Etappensieg in KiK-Verfahren ist Signal  
für globale Textilindustrie

In den Textilfabriken Südasiens bezahlen die Arbeiter_innen mit 
ihrer Gesundheit und teilweise sogar mit ihrem Leben für den Profit 
der globalen Textilindustrie. Die Auftraggeber_innen wollen für die 
menschenverachtenden Arbeits- und Sicherheitsbedingungen in Bang-
ladesch oder Pakistan aber keine Verantwortung übernehmen. Das 
wollen die Überlebenden und Hinterbliebenen des Fabrikbrands bei 
Ali Enterprises – einem Zulieferer des deutschen Textilunternehmens 
KiK – im September 2012 in Karatschi (Pakistan) nicht hinnehmen. Sie 
sind mit Unterstützung des ECCHR vor Gericht gezogen, in Pakistan, 
in Italien und auch in Deutschland. Sie wollen rechtlich klären lassen, 
welche Mit-Verantwortung KiK für den Tod von 260 Menschen 
trägt, ob und wieweit das Unternehmen seine Sorgfaltspflichten beim 
Feuerschutz verletzt hat. Einen ersten Etappensieg konnten vier der 
Betroffenen inzwischen verbuchen. In ihrer Zivilklage gegen KiK 
erklärte sich das Landgericht Dortmund im August 2016 für zuständig 
und gewährte den Kläger_innen Prozesskostenhilfe – der erste Schritt, 
damit erstmals ein Fall von Menschenrechtsverletzungen durch 
deutsche Unternehmen im Ausland auch vor einem deutschen Gericht 
verhandelt wird (Fallbeschreibung S. 45).

Viele rechtliche Mittel, um den Doppel
standards der Chemie- und Agrarkonzerne 
ein Ende zu setzen

In Indien – um nur ein Beispielland zu nennen – vertreiben trans-
nationale Agrar- und Chemiekonzerne wie die Bayer AG hochgefährliche 
Pestizide. Dabei ignorieren sie nicht nur Verbote und Auflagen, die 
in Europa und den USA schon lange gelten, sie vernachlässigen auch 
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nationale und internationale Standards zur Gefahrenkennzeichnung.  
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln wird zum unkalkulierbaren 
Risiko für tausende Landarbeiter_innen und ihre Familien. Doch 
die Haftung von Pestizid-Produzenten für Gesundheits- und 
Umweltschäden wurde bisher nur in wenigen Fällen anerkannt. Um 
diese Haftungslücke zu überwinden und bestenfalls zu schließen, 
setzt das ECCHR gemeinsam mit Organisationen aus den Produzen-
tenländern und Aktivist_innen aus Asien auf eine Vielzahl rechtlicher 
Mittel auf nationaler wie internationaler Ebene – mit Erfolg. 2016 
beschäftigten sich Expert_innen der Welternährungsorganisation 
(FAO), des indischen Landwirtschaftsministeriums und die Land-
wirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen mit der Frage nach einem 
Exportverbot für hochgefährliche Pestizide wie »Nativo« von 
Bayer (Fallbeschreibung S. 49).

Strafanzeige wegen der Rolle eines 
französischen Unternehmens bei 
Kriegsverbrechen in Syrien

Durch Geschäfte mit gewalttätigen Regimes oder in Kriegsregionen 
können transnationale Unternehmen bewaffnete Konflikte anfachen 
und zu schweren Menschenrechtsverbrechen beitragen. Das belegt 
der Fall des französische Zementunternehmens Lafarge (heute 
LafargeHolcim) und seines Tochterunternehmens Lafarge Cement 
Syria (LCS). Noch weit nach dem Beginn des Konflikts in Syrien 
führte LCS Geschäftsbeziehungen mit dem »Islamischen Staat« (IS). 
Laut den Informationen, die dem ECCHR vorliegen, kaufte das Unter-
nehmen unter anderem Rohstoffe vom IS. Gleichzeitig soll LCS die 
syrischen Mitarbeiter_innen fahrlässig in Gefahr gebracht haben. 
Die Syrer_innen mussten ab Mitte 2013 offenbar allein zusehen, wie 
sie aus der Region entkamen, die der IS kontrollierte. Die Geschäfte 
von LCS boten aus Sicht des ECCHR hinreichend Gründe, um im 
November 2016 in Frankreich eine Strafanzeige von ehemaligen 
syrischen Arbeiter_innen gegen Lafarge und sein Tochterunternehmen 
mitzutragen. Der Vorwurf: Beihilfe zur Finanzierung des IS und 
somit zu Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Nach einer firmeninternen Untersuchung, in der Lafarge einräumte, 
dass die Geschäfte mit dem IS gegen den Verhaltenskodex des Unter-
nehmens verstießen, trat der Konzernchef im April 2017 zurück 
(Fallbeschreibung S. 44).

indische Aktivist_innen 
im Juni 2016 in einer PIL 
das Verbot von weiteren 
66 Pestiziden. Dabei geht 
es unter anderem um 
Produkte von Bayer 
CropScience aus Deutsch-
land und Syngenta aus der 
Schweiz, die in anderen 
Ländern weltweit längst 
verboten sind. Das 
ECCHR unterstützt das 
Verfahren mit einem 
Dossier zur Rechtspre-
chung der Verbotsverfah-
ren in Europa.

Bilanz

Der Fall Lahmeyer / 
Merowe-Staudamm: 
Keine Rücksicht 
auf die ANWOHNER_
INNEN, keine Konse
quenzen für die 
leitenden Manager 

Nach mehr als fünf Jahren 
Ermittlungen war Schluss 
im Fall Lahmeyer / Merowe-
Staudamm: Im April 2016 
stellte die Staatsanwaltschaft 
Frankfurt das Verfahren gegen 
Manager der deutschen 
Ingenieursfirma Lahmeyer 
International ein, ihnen sei 
kein Vorsatz für die Men-
schenrechtsverletzungen im 
Zuge des Staudammbaus im 
Nordsudan nachzuweisen. 
Nach Meinung des ECCHR 
legte die Staatsanwaltschaft 
den Pflichtenkreis von Mana-
ger_innen zu eng aus.

Lahmeyer war maßgeblich 
an Bau und Inbetriebnahme 
des Staudamms beteiligt. 
Obwohl die sudanesische 
Regierung keine Umsied-
lungspläne aushandelte, 
gab Lahmeyer 2008 grünes 
Licht für die Inbetriebnahme 
des Kraftwerks. Mehr als 
30 Orte wurden überflutet 
und mehr als 4.700 Famili-
en vertrieben, sie verloren 
ihre Häuser, ihre Ernte, ihre 
Herden. Im 2011 reichten 
die Betroffenen mit Un-
terstützung des ECCHR in 
Deutschland Strafanzeige 

gegen zwei Lahmeyer-Mitar-
beiter ein. Sie warfen ihnen 
vor, für die Vertreibung und 
die Zerstörung ihrer Lebens-
grundlage mitverantwortlich 
zu sein.

Bei Projekten in Staaten wie 
dem Sudan, dessen Präsi-
denten der Internationale 
Strafgerichtshof (IStGH) in 
Den Haag Völkermord an der 
eigenen Bevölkerung vor-
wirft, kann sich ein Unter-
nehmen nicht darauf berufen, 
dass Umsiedlungsfragen 
eine allein staatliche Auf-
gabe seien. Lahmeyer hätte 
die Folgen für die Anwoh-
ner_innen genau prüfen und 
Risiken vermeiden müssen. 
Dass die deutsche Justiz den 
Fall dennoch einstellte, zeigt 
einmal mehr: Weder Gesetz 
noch Behörden erkennen 
Sorgfaltspflichten für Men-
schenrechtsrisiken im Zuge 
von Auslandsaktivitäten an. 
Eine Reform der Rechtsnor-
men ist überfällig.

Unternehmerische 
Sorgfaltspflich-
ten als Teil  
der Nationalen 
Aktionspläne 
Wirtschaft und 
Menschenrechte: 

Den Rahmen für unterneh-
merischer Sorgfaltspflichten 
geben die UN-Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschen

rechte: Unternehmen sollen 
menschenrechtliche Aus-
wirkungen ihrer Tätigkeiten 
entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette identifizie-
ren, Risiken vorbeugen und 
Schäden beheben. Regierun-
gen müssen dafür sorgen, 
dass Unternehmen die Leit-
prinzipien umsetzen und sie 
müssen juristische Mechanis-
men schaffen, damit Betrof-
fene ihre Rechtsansprüche 
geltend machen können. 
Dazu sollen alle Länder einen 
sogenannten Nationalen 
Aktionsplan Wirtschaft und 
Menschenrechte erarbeiten. 

Zwar wurden die Leitlinien 
bisher noch nicht in natio-
nales Recht umgesetzt, doch 
die Grundidee wird viel-
fach aufgegriffen: Die EU 
arbeitet an einer verbindlichen 
Regelung für die Lieferketten 
bei Konfliktmineralien. 
Frankreich verabschiedete 
2017 ein neues Gesetz zu den 
Sorgfaltspflichten; in der 
Schweiz gab es 2015 ein 
Volksbegehren, sie auf Ver-
fassungsebene zu verankern 
und Großbritannien schuf 
2015 den Modern Slavery 
Act, der erstmals zaghaft 
Unternehmenspflichten ein-
führt. Die Bundesregierung 
allerdings enttäuschte im 
Dezember 2016 mit einem 
Aktionsplan, der zu 100 
Prozent auf Freiwilligkeit 
statt auf Haftung setzt. Wenn 
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sich daran nichts ändert, 
bleibt den Betroffenen von 
Mega-Infrastrukturprojekten 

ein wirksamer Schutz  
weiter verwehrt und der  
Fall Lahmeyer / Merowe- 

Staudamm kann sich jeder-
zeit in Honduras, Brasilien 
oder China wiederholen.

»Unternehmen vor Gericht. Globale 
Kämpfe für die Menschenrechte«: 
Ein Buch von Wolfgang Kaleck  
und Miriam Saage-MaaSS

In unserem Buch wollen wir den Zusammenhang zwischen sozialen 
Protestbewegungen und juristischen Verfahren gegen Unternehmen 
darstellen. Der Diskurs darüber, welche Verantwortung Unternehmen 
für Menschenrechtsverletzungen tragen, die durch oder im Zusam-
menhang mit ihren wirtschaftlichen Aktivitäten im Ausland begangen 
werden, ist insbesondere in Europa und Nordamerika noch stark von 
der Idee freiwilligen sozialen Engagements (Corporate Social 
Responsibility) geprägt. Hiergegen setzen globalisierungskritische 
Bewegungen weltweit unterschiedliche Mittel des Widerstandes ein. 

Ein Ansatz ist das Beharren auf rechtlich verbindliche Verpflichtungen 
für Unternehmen, menschenrechtliche Mindeststandards einzuhalten. 
Denn entgegen der Auffassung vieler gibt es international wie national 
Rechte, auf die sich Betroffene von Menschenrechtsverletzungen 
berufen können. Jedoch sind die Schwierigkeiten, die Betroffene 
erleben, wenn sie ihre Rechte gegen Unternehmen geltend machen, 
eklatant und offenbaren die Schwäche der Menschenrechte. Es sind 
Anfänge einer internationalen Rechtspraxis zu erkennen, doch Straf-
anzeigen gegen deutsche Unternehmen wegen Vorfällen im Sudan 
oder die Zivilklage der pakistanischen Textilarbeiter_innen gegen KiK  
sind nach wie vor ungewöhnlich. Trotzdem ist klar, dass Betroffene und 
ihre Organisationen dem transnationalen Wirtschaften transnationale 
juristische Klagen entgegenhalten. 

Es sind Gesetzesreformen notwendig, damit insbesondere die eklatante 
Schwäche der Durchsetzung menschenrechtlicher Ansprüche über-
wunden wird. Die Berufung auf die Menschenrechte ist deswegen 
bedeutsam, weil in ihnen ein Versprechen angelegt ist, ein utopisches 
Potential und ein politisches Programm: das der Gerechtigkeit.  
Utopische Vorstellungen von Gerechtigkeit können ihren Niederschlag 
im positiven Recht finden und sich im nationalen Recht ebenso wie 
in internationalen Konventionen materialisieren. Wir können die 
mitunter triste Realität an ihnen messen, konkrete Ungerechtigkeiten 
benennen und damit die herrschenden Verhältnisse in Frage stellen. 

Im globalen Machtgefüge muss es also darum gehen, Gerechtigkeit 
und Ungerechtigkeit zu thematisieren, mit Hilfe sozialer Bewegungen 
Menschenrechte vom Juristischen ins Politische zu übersetzen und 
umgekehrt, positives Recht in laufenden Verfahren auszuschöpfen 
und durch Rechtsreformen Wirksamkeit zu verleihen und dabei immer 
auf weitergehende politische und ökonomische Veränderungen zu 
drängen. Wir sprechen also hier sowohl über Recht als auch über 
Gerechtigkeit.

Auszug aus der Einleitung zu »Unternehmen vor Gericht. Globale Kämpfe für Menschenrechte«  

von Wolfgang Kaleck und Miriam Saage-Maaß (Verlag Klaus Wagenbach, 2016)
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* Partnerorganisation in der Bertha-Justice-Initiative

•	 Hafiza Merkezi (Truth Justice  
Memory Center) Istanbul

•	 Heinrich-Böll-Stiftung Berlin

•	 Human Rights Watch (HRW) Brüssel / Berlin

•	 Humboldt Universität zu Berlin, Humboldt 
Law Clinic Grund- und Menschenrechte 
Berlin

•	 Informationsstelle Militarisierung (IMI) 
Tübingen

•	 Kampagne für saubere Kleidung Wuppertal

•	 Komitee gegen Folter Nischni Nowgorod

•	 Leiden University, Grotius Centre 
for International Legal Studies and 
Kalshoven-Gieskes Forum on Internatio-
nal Humanitarian Law, Law Clinic Leiden

•	 Leigh Day & Co London

•	 Ludwig Boltzmann Institut für 
Menschenrechte Wien

•	 Medico International Frankfurt / Main

•	 México via Berlin Berlin

•	 Misereor Aachen

•	 Moving Europe
•	 Multiwatch Bern

•	 Nürnberger Menschenrechtszentrum  
Nürnberg

•	 Observatori DESC Barcelona

•	 PAN Deutschland Hamburg

•	 Privacy International London

•	 PRO ASYL Frankfurt / Main

•	 Redress London

•	 Reporter ohne Grenzen Berlin

*	 Reprieve London

•	 Republikanischer Anwältinnen- und 
Anwälteverein Berlin

•	 Sherpa Paris

•	 Sri Lanka Advocacy Group Deutschland

•	 Statewatch London

•	 Stiftung :do Hamburg

•	 Center for Research on Multinational 
Corporations (SOMO) Amsterdam

•	 Tactical Technology Collective Berlin

•	 TRIAL International Genf

•	 Universität Regensburg, Lehrstuhl für 
Öffentliches Recht und Politik, insbesondere 
europäisches und internationales Recht 
sowie Rechtsvergleichung Regensburg

•	 Université libre de Bruxelles Brüssel 

•	 Uzbek-German Forum for Human Rights 
Berlin

•	 Voix des Migrants Berlin

•	 Watch the Med Europa

•	 Wemos Amsterdam

•	 Zentrum ÜBERLEBEN Berlin

Afrika

*	 Association Marocaine des Droits de 
l’Homme (AMDH) Nador

*	 Association Tchadienne pour la Promotion 
et Défense des Droits de l’Homme 
(ATPDH) N‘Djamena

*	 Center for Applied Legal Studies (CALS)
Johannesburg

*	 Equal Education Law Centre (EELC) 
Kapstadt

•	 Khulumani Support Group Johannesburg

*	 Legal Resources Centre Johannesburg

*	 Socio-Economic Rights Institute (SERI) 
Johannesburg

Asien

•	 Activist Anthropologist Dhaka

•	 Al-Haq Ramallah

•	 Bangladesh Legal Aid and Service Trust 
(BLAST) Dhaka

*	 Center for International Law (CenterLaw) 
Manila

•	 Comrade Rubel Memorial Center (CRSK) 
Dhaka

•	 Foundation for Fundamental Rights  
Islamabad

•	 Garment Workers Unity Forum (GWUF) 
Dhaka

•	 Human Rights Law Network (HRLN)  
Neu-Delhi

•	 Kheti Virasat Mission Jaitu (Punjab)

•	 Malaya Lolas Organization Philippines

•	 National Trade Union Federation of 
Pakistan (NTUF) Karatschi

•	 PAN India Kerala

•	 Pakistan Institute of Labour Education 
and Research (PILER) Karatschi

•	 Palestinian Center for Human Rights 
(PCHR) Gaza-Stadt

•	 Pesticide Action Network Asia-Pacific  
(PAN-AP) Penang

•	 Swadeshi Andolan Kerala

Kooperationspartner

 
Nordamerika

•	 American Civil Liberties Union (ACLU) 
New York

*	 Center for Constitutional Rights (CCR) 
New York

•	 Center for Justice & Accountability 
San Francisco

•	 Centro de Derechos Humanos  
Miguel Agustín Pro Juárez  
Mexiko-Stadt

*	 Earth Rights International Washington, D.C.

•	 Emory University School of Law,  
IHL Clinic Atlanta

•	 International Senior Lawyers Project  
(ISLP) New York

•	 New Media Advocacy Project  
(N-Map) New York

•	 NYU School Of Law, Center for Human 
Rights and Global Justice New York

•	 Open Society Justice Initiative New York

•	 PILNet New York / Budapest

*	 Proyecto de Derechos Economicos,  
Sociales y Culturales (ProDESC)  
Mexiko-Stadt

•	 Tlachinollan, Centro de derechos  
humanos de la montaña Tlapa de comonfort

Mittel- / Südamerika

•	 ANDHES Tucumán

*	 Bureau des Avocats Internationaux (BAI) / 
Institute for Justice & Democracy 
Port-au-Prince / Boston

*	 Colectivo de Abogados José Alvear  
Restrepo (CAJAR) Bogotá

•	 CooperAcción Lima

•	 Derechos Humanos sin Fronteras Cusco

•	 Fromboliere abogados Quito

•	 H.I.J.O.S. por la Identidad y la Justicia  
contra el Olvido y el Silencio Buenos Aires

•	 Instituto de Defensa Legal Lima

•	 Sisma Mujer Bogotá

Europa

•	 Amnesty International –  
deutsche Sektion Berlin

•	 Andalucía Acoge Sevilla

•	 Airwars London

•	 ASK – Arbeitsgruppe  
Schweiz-Kolumbien Bern

•	 Bahrain Center for Human Rights Berlin

•	 Bahrain Institute for  
Rights and Democracy London

•	 Berlin Information Center for  
Transatlantic Security Berlin

•	 borderline-europe – Menschenrechte 
ohne Grenzen Berlin

•	 Business and Human Rights  
Resource Centre London

•	 Brot für die Welt Berlin

•	 Center for International Law Research 
and Policy (CILRAP) Brüssel / Berlin

•	 Civitas Maxima Genf

•	 Demokratische Juristinnen und  
Juristen der Schweiz (DJS) Bern

•	 Good Lobby Brüssel

•	 Public Eye Zürich

•	 European University Institute Florenz

•	 Essex Business and Human Rights  
Project (University of Essex) Essex

•	 Euromed Feminist Initiative Paris

•	 Fédération Internationale de Ligues  
des Droits de l`Homme (FIDH) Paris

•	 FIAN Köln

•	 FEMNET Bonn

•	 Forensic Architecture Project London

•	 Forschungs- und Informationszentrum 
Chile-Lateinamerika (FDCL) Berlin

•	 Forum for International Criminal and 
Humanitarian Law (FICHL) Brüssel

•	 Fundación Raíces Madrid

•	 Germanwatch Bonn / Berlin

•	 Gesellschaft für bedrohte Völker  
Ostermundingen

•	 Global Legal Action Network (GLAN) 
Dublin / London
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Geschäfte mit dem IS 
in Syrien: Strafanzeige 
gegen französischen 
Zementkonzern wegen 
Verdacht der Beihilfe  
zu Kriegsverbrechen 

Transnationale Unternehmen können durch 
Geschäfte in Konfliktregionen bewaffnete  
Konflikte schüren und zu schweren 
Menschenrechtsverbrechen beitragen. Dass 
der »Islamische Staat« (IS) in Syrien schwere 
Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung 
begangen hat und weiter begeht, steht außer 
Frage. Das französische Zementunternehmen 
Lafarge (heute LafargeHolcim) und sein 
Tochterunternehmen Lafarge Cement Syria 
(LCS) stehen im Verdacht, zwischen 2012 und 
2014 im Norden Syriens dazu einen Beitrag 
geleistet zu haben. Laut Informationen, die 
dem ECCHR und unserer französischen Part-
nerorganisation Sherpa vorliegen, ging LCS 
Absprachen mit dem IS ein, um die Produk-
tion aufrecht zu erhalten. So soll das Unter-
nehmen Gebühren für Passierscheine gezahlt 
haben und für die Zementherstellung Rohstoffe 
wie zum Beispiel Öl vom IS gekauft haben. 
Deswegen reichte das ECCHR gemeinsam 
mit elf Syrern (ehemalige Arbeiter bei LCS) 
und Sherpa im November 2016 in Paris eine 
Strafanzeige gegen Lafarge und LCS ein. Der 
Vorwurf: Durch die Geschäftsbeziehungen  
mit dem IS in Syrien habe LCS Beihilfe 
zur Finanzierung der Gruppe und somit zu 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit geleistet. Außerdem habe 
LCS die syrische Belegschaft fahrlässig in 
Gefahr gebracht. Als das Gebiet rund um die 
Zementfabrik unter IS-Einfluss geriet, habe 
LCS die nicht-syrischen Mitarbeiter_innen 

aus der Niederlassung abgezogen, während 
die syrischen Arbeitnehmer_innen genötigt 
wurden, weiter in dem Werk zu arbeiten. Ab 
Mitte 2013 waren die Syrer_innen offenbar 
auf sich allein gestellt und mussten selbst 
dafür sorgen, dass sie entkamen. Nach einer 
internen Untersuchung gab der Konzern 
inzwischen »inakzeptable Maßnahmen« in 
Syrien zu und der Konzernchef trat zurück. 
An dem Verfahren beim Untersuchungsrichter 
ändert dies vorerst nichts.  

TEXTILINDUSTRIE

Der Fabrikbrand bei Ali Enterprises im 
September 2012 in Karatschi (Pakistan) und 
der Einsturz des Fabrikgebäudes Rana Plaza 
im April 2013 in Dhaka (Bangladesch) sind 
»nur«  zwei Beispiele für die Folgen der 
menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen 
in den Produktions- und Lieferketten der 
globalen Textilindustrie. Zwar verpflichten 
europäische Unternehmen die Zulieferer 
zur Einhaltung von Verhaltenskodizes und 
beauftragen Zertifizierungsunternehmen mit 
der Kontrolle der Arbeitsbedingungen. Wie 
aber die Fälle aus Pakistan und Bangladesch 
zeigen, sind Sozial-Audits völlig ungeeignet, 
um die Arbeitsrealität der Arbeiter_innen 
zu verbessern. Umso wichtiger ist es, 
rechtlich zu klären, dass  Einkäufer oder 
Händler wie das Textilunternehmen KiK und 
Zertifizierungsfirmen wie TÜV Rheinland 
(Deutschland) und RINA (Italien) auch für 
die Arbeitsbedingungen haften. 

Aktuelle Fälle
Fabrikbrand in 
Pakistan, Verfahren in 
Deutschland: Betroffene 
nehmen erste Hürde 
im Verfahren gegen 
Textilfirma KiK

Gerechtigkeit und Haftung für 260 Tote und 32 
Verletzte: Diesem Ziel sind die Betroffenen des 
Brandes in der Textilfabrik von Ali Enterprises 
im September 2012 in Karatschi (Pakistan) 
2016 einen Schritt näher gekommen. Im 
Zivilverfahren gegen das deutsche Textilunter-
nehmen KiK entschied das Landgericht Dort-
mund im August 2016: Es sieht sich zuständig 
und die Kläger_innen erhalten Prozesskos-
tenhilfe. Damit könnte 2017 erstmals ein 
Fall von Menschenrechtsverletzungen durch 
deutsche Unternehmen im Ausland vor einem 
deutschen Gericht verhandelt werden. Ob und 
in welchem Umfang KiK zahlen muss, wird 
sich nach pakistanischem Recht entscheiden. 
KiK war nach eigenen Angaben Hauptkunde 
der abgebrannten Fabrik. Die Kläger_innen 
werfen KiK eine Mit-Verantwortung für den 
mangelnden Feuerschutz in der Fabrik vor 
und fordern 30.000 Euro Schmerzensgeld.  
Die Kläger_innen – ein Überlebender und 
drei Hinterbliebene – sind Mitglieder der Ali 
Enterprises Factory Fire Affectees Associa-
tion, der Selbstorganisation der Betroffenen 
des Fabrikbrandes. Sie hatten im März 2015 
beim Landgericht Dortmund Zivilklage gegen 
KiK eingereicht. Für die Betroffenenorgani-
sation ist das Verfahren auch ein Signal an 
andere Firmen: Transnationale Unternehmen 
dürfen nicht nur von der Ausbeutung der 
Arbeiter_innen profitieren, sie sind für die 
Arbeitsbedingungen in ihren Tochter- und 
Zulieferbetrieben im Ausland verantwortlich. 
Die Klage beruht auf der juristischen Expertise 
des ECCHR, das seit 2013 gemeinsam mit der 
Betroffenenorganisation, medico international, 

pakistanischen Partnerorganisationen sowie 
Kooperationsanwälten aus Pakistan und 
Deutschland an der juristischen Aufarbeitung 
des Fabrikbrands arbeitet. Auch an dem 
Strafverfahren gegen die Besitzer von Ali 
Enterprises in Pakistan ist das ECCHR betei-
ligt. Im Mai 2014 legte es vor dem High Court 
of Sindh in Karatschi ein Rechtsgutachten zur 
Verantwortung von KiK und des italienischen 
Zertifizierungsunternehmens RINA ein.
Kurz nach der Gerichtsentscheidung in 
Deutschland erklärte sich KiK in einem von 
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
moderierten Dialog bereit, 5,15 Millionen 
US-Dollar Hinterbliebenen- und Unfallent-
schädigung zu zahlen. Aus Sicht des ECCHR 
belegt der Erfolg der Betroffenen und ihrer 
Unterstützer_innen in der ILO-Verhandlung, 
dass sich politischer Kampf und juristischer 
Druck lohnen. Da KiK das Eingeständnis 
seiner Mitverantwortung weiter ablehnte, 
entschieden die Betroffenen, die Klage in 
Deutschland aufrecht zu erhalten.

Fabrikbrand in 
Pakistan, Verfahren in 
Italien: Ermittlungen 
gegen Zertifizierungs­
unternehmen RINA

Die Überlebenden und Hinterbliebenen des 
Brands bei Ali Enterprises wollen, dass nicht 
nur die Besitzer der Fabrik und der Haupt-
auftraggeber, die deutsche Textilfirma KiK, 
zur Verantwortung gezogen werden. Auch 
die Rolle des italienischen Zertifizierungs-
unternehmens RINA soll untersucht werden. 
RINA hatte der Fabrik wenige Wochen vor 
dem Brand das internationale Güte-Siegel 
SA 8000 für hohe Sicherheits- und Sozial-
standards ausgestellt. Um die Verantwortung 
von RINA strafrechtlich aufzuarbeiten, hat 
die Ali Enterprises Factory Fire Affectees 
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Association Mitte 2013 in Italien rechtliche 
Schritte angestoßen. Kooperationsanwälte 
des ECCHR legten der Staatsanwaltschaft in 
Turin einen Bericht zum Fabrikbrand sowie 
zur Rolle von RINA vor. Die Staatsanwalt-
schaft nahm daraufhin Ermittlungen in dem 
Fall auf und gab ein Gutachten zum Feuer-
schutz in Auftrag. Anfang 2016 übernahm 
die Staatsanwaltschaft in Genua den Fall, da 
RINA dort den Hauptfirmensitz hat. Im März 
2016 wandte sich das ECCHR an die Staats-
anwaltschaft in dem Verfahren in Genua 
und verwies in einem juristischen Memo 
ausdrücklich auf die Verpflichtung Italiens, 
sich für die Einhaltung der Menschenrechte 
einzusetzen.

Zusammensturz Rana- 
Plaza-Fabrikkomplex: 
Beschwerden gegen 
Prüfbericht von TÜV 
Rheinland stellen 
gesamte Praxis von 
Social Audits in Frage 

Zertifikate über Arbeitsbedingungen (so 
genannte Social Audits) nutzen den Arbeiter_
innen in der globalen Textilindustrie meist 
nur wenig. Das hat unter anderem der Zusam-
mensturz des Fabrikkomplexes Rana Plaza 
in Dhaka (Bangladesch) drastisch belegt. Bei 
dem Einsturz im April 2013 starben mehr als 
1.130 Menschen, weitere 2.500 wurden zum 
Teil schwer verletzt. Einige Monate zuvor 
hatte der deutsche Prüfdienstleister TÜV 
Rheinland dort in einem Social Audit eine 
Produktionsstätte inspizieren lassen. Der 
Auditbericht bezeichnete die Bauqualität des 
Fabrikgebäudes, das zur Todesfalle wurde, als 
gut. Kinderarbeit, Diskriminierung von Frauen 
und das Fehlen von Gewerkschaften zeigte 
der Bericht nicht ausreichend auf. 

Gemeinsam mit der Rana Plaza Survivor 
Group nutzt das ECCHR verschiedene 
nationale und internationale Beschwerde
mechanismen, um das Social-Audit-System 
grundlegend zu verändern. Im Mai 2016 
legten sie bei der Nationalen Kontaktstelle 
der OECD in Deutschland eine Beschwerde 
gegen TÜV Rheinland ein. Daran beteiligt 
waren auch FEMNET und medico international 
aus Deutschland sowie die Gewerkschaften 
Garment Workers Unity Forum und Comrade 
Rubel Memorial Center aus Bangladesch. 
Nach einer ähnlichen Beschwerde 2015 
hatten Vertreter der Unternehmensplattform 
Business Social Compliance Initiative (BSCI) 
eingeräumt, dass die Fragen nach Verantwort-
lichkeiten und Sanktionen gegen Zertifizie-
rungsunternehmen geklärt werden müssen. 
BSCI ist eine Unternehmensplattform die 
Sicherheits-, Sozial- und Arbeitsbedingungen 
überwachen und verbessern soll. TÜV Rhein-
land hatte den Produzenten in Rana Plaza im 
Auftrag eines BSCI-Mitglieds inspiziert. 

Schäden durch Kupfer­
mine in den peruani- 
schen Anden: Klagen 
und Beschwerden von 
Bauern gegen Rohstoff­
firma Glencore, Schweiz 
und Peru

Bergbauprojekte führen oft zu Umweltschäden,  
Vertreibungen und sozialen Konflikten. Immer 
wieder werden Rechte der lokalen Bevölkerung 
wie das Recht auf Wasser und das Recht auf 
Gesundheit dem Profit transnationaler Unter-
nehmen geopfert. Die Kupfermine  
»Tintaya Antapaccay« in Peru ist dafür exemp-
larisch. Die benachbarten Gemeinden der Mine 
klagen seit Jahren über Wasserverschmutzung 
durch Schwermetalle und damit verbundene 

Gesundheitsprobleme. Betreiber der Mine 
ist ein Tochterunternehmen von Glencore 
aus der Schweiz, der weltweit größten im 
Rohstoffhandel tätigen Unternehmensgruppe. 
Glencore weist jede Verantwortung zurück. 
Die Untersuchungen peruanischer Behörden 
zu den Ursachen stagnieren ebenso wie die 
Maßnahmen gegen die Schäden. Einen Protest 
der Minen-Anwohner_innen schlug die Polizei 
2012 blutig nieder. Die Schweiz, wo Glencore 
seinen Firmenhauptsitz hat, ließ die mögliche 
Verantwortung für die Umweltschäden bisher 
nicht prüfen.
Das ECCHR unterstützt die Minen-Anwoh-
ner_innen mit verschiedenen juristischen 
Interventionen: Seit Oktober 2016 beteiligt 
sich das ECCHR mit einem Rechtsgutachten 
(Amicus Curiae Brief) zu internationalen 
umwelt- und menschenrechtlichen Standards 
an einer verfassungsrechtlichen Klage, die die 
Betroffenen 2015 in Peru eingereicht haben. 
Die Schweiz erklärte sich im Juni 2015 bereit, 
eine Studie zur Frage der Kausalität zwischen 
Mine und Verschmutzungen zu unterstützen. 
Die Regierung reagierte damit auf ein Gutach-
ten an die UN-Arbeitsgruppe zu transnationalen 
Unternehmen aus dem Mai 2015. Darin forder-
ten das ECCHR und Betroffene sowie die Orga-
nisationen Multiwatch (Schweiz), Derechos 
Humanos sin Fronteras (Peru), CooperAcción 
(Peru) von den Expert_innen der UN, klären 
zu lassen, inwieweit Glencore, Peru und die 
Schweiz gegen die UN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte verstoßen. 

VERTRIEB VON PES­
TIZIDEN gefährdet 
Zehntausende im 
globalen Süden: 
rechtliche Mit­
tel gegen Doppel­
standards der 
Agrarindustrie

Wenn es um die Rechte auf Gesundheit, auf 
Leben und auf die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen geht, gilt in der Agrar-
industrie offenbar nicht gleiches Recht für 
alle. Internationale Konzerne wie Bayer 
oder Syngenta vertreiben im globalen Süden 
(beispielsweise in Indien) Pestizide, die im 
globalen Norden mit Auflagen belegt oder gar 
verboten sind. Die Unternehmen halten sich 
mitunter weder an die lokalen Vorgaben noch 
an die international anerkannten Standards 
und tragen auch nicht genügend Sorge dafür, 
dass die Menschen über die Gefahren der 
Pestizide und die nötigen Schutzmaßnahmen 
informiert werden. Diese Geschäftspraktiken 
der Chemie- und Agrarunternehmen sind bisher 
vor Gericht nur selten verhandelt geschweige 
denn sanktioniert worden. Mit innovativen 
rechtlichen Mitteln auf internationaler und 
nationaler Ebene versucht das ECCHR, dieses 
juristische Manko zu überwinden.
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Nach Bericht 
von ECCHR und 
Partnerorganisationen: 
UN-Sonderbericht­
erstatter und Gremien 
befassen sich mit 
Pestizid-Vertrieb von 
Bayer und Syngenta

Im Februar 2016 forderte der UN-Sonderbe-
richterstatter zu Management und Entsorgung 
gefährlicher Substanzen, die Bundesregierung 
auf, im Nationalen Aktionsplan Wirtschaft 
und Menschenrechte auch konkrete Sorg-
faltspflichten für Chemie-Unternehmen 
aufzunehmen. Der Sonderbeauftragte berief 
sich auf den Beschwerdebericht (Monito-
ring Report) zum Vertrieb von Pestiziden in 
Indien, den das ECCHR mit Organisationen 
aus Indien, Malaysia, Deutschland und der 
Schweiz im Oktober 2015 beim Experten-
Gremium zum Umgang mit Pestiziden (Panel 
of Experts on Pesticides Management) der 
Welternährungsorganisation (FAO) eingereicht 
hatte. Bayer und Syngenta vertreiben ihre 
Produkte im indischen Bundesstaat Punjab 
mittels  Tochterfirmen und verstoßen dabei 
gegen den FAO-Verhaltenskodex zu Pesti-
zidmanagement. Darauf lässt der ECCHR-
Bericht, der mangelhafte Kennzeichnung 
(Labeling) der Produkte, die flächendeckend 
fehlende Schutzkleidung sowie die unzu-
reichende Schulung von Vertriebspersonen 
beleuchtet, schließen. Der Bericht entstand 
auf Grundlage zahlreicher gemeinsamer 
Workshops und Recherchereisen mit Brot 
für die Welt, Erklärung von Bern (heute 
Public Eye), Pesticide Action Network Asia 
Pacific (PAN AP) und Kheti Virasat Mission. 
Die Organisationen fordern von der FAO 
einen Vertriebsstopp für die hochgefährlichen 
Pestizide von Bayer und Syngenta. Darüber 

hinaus sollen die Geschäftspraktiken beider 
Unternehmen in Indien untersucht werden. 
Im April 2017 stand der Bericht auf der 
Agenda der regulären Jahreskonferenz des 
Expertengremiums in Delhi (Indien). Dabei 
wurde der Beschwerdeprozess selbst auf den 
Prüfstand gestellt, um zu bewerten, ob und 
wie er verbessert werden kann. Das ECCHR 
nahm zusammen mit Vertreter_innen von 
PAN AP an der Konferenz teil. 

Anzeigen gegen Bayer: 
Auf Pestizid-Etiketten 
für Indien fehlen 
wichtige Warnungen  
für Schwangere

Die Bayer AG verkauft das giftige Produkt 
»Nativo 75 WG« in Europa mit der Warnung: 
»kann möglicherweise das ungeborene Leben 
schädigen«. Auf den nach Indien exportierten 
und dort erhältlichen Produkten fehlt 
diese Warnung. Deswegen hat das ECCHR 
gemeinsam mit Partnerorganisationen aus 
Indien und Deutschland im Oktober 2016 
bei der Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen in Bonn Ordnungswidrigkeits-
anzeige gegen Bayer erstattet. Die Behörde 
soll prüfen, ob Bayer die Exportregeln für 
Pestizide verletzt. In Indien ermittelt das 
Landwirtschaftsministerium seit Juli 2016 
wegen der unzureichenden Etikettierung von 
»Nativo« gegen das Bayer-Tochterunterneh-
men Bayer CropScience Ltd (India). Grund 
der Ermittlungen: Eine Petition zur Straf-
verfolgung des Bayer-Mutterkonzerns und 
der Tochterfirma, die die indische Bürger-
bewegung Swadeshi Andolan im Dezember 
2015 einreichte. Die Aktivist_innen fordern 
einen Verkaufsstopp von »Nativo« und die 
Überprüfung der Zulassung des Pestizids in 
Indien. Die für Ende 2016 geplante Anhö-
rung wurde auf 2017 verschoben.

Brutale Polizeiaktion  
in Mexiko: Eltern von 
Studenten im Koma  
beantragen Akten- 
einsicht in Verfahren  
gegen deutsche Waffen­
firma Heckler & Koch

Seit Mai 2016 müssen sich Mitarbeiter_innen 
des Waffenherstellers Heckler & Koch wegen 
illegaler Lieferung von Sturmgewehren des 
Typs G36 nach Mexiko vor dem Landgericht 
Stuttgart verantworten. Heckler & Koch 
lieferte zwischen 2006 und 2009 Gewehre 
an die Polizei im Bundesstaat Guerrero, 
obwohl die deutschen Behörden den Export 
nicht genehmigt hatten. Im Laufe des Straf-
verfahrens wird sich die deutsche Justiz auch 
mit der Polizeiaktion gegen Studierende aus 
Ayotzinapa im September 2014 in Iguala 
(beides in Guerrero) befassen. In Iguala 
wurden 43 Studierende aus Ayotzinapa 
»verschwunden« gelassen und mutmaßlich 
von Polizisten an ein Verbrechersyndikat 
ausgeliefert. Von den Studierenden fehlt 
bis heute jede Spur. Bei der Aktion wurde 
sechs Personen getötet und viele Studierende 
verletzt, auch Aldo Gutiérrez Solano, der seit-
dem im Koma liegt. Nach Erkenntnissen der 
mexikanischen Ermittler_innen schossen  
mindestens sieben Polizisten mit G36-
Gewehren, die aus den nicht genehmigten 
Lieferungen stammten.
Im September 2016 beantragte das ECCHR 
im Namen des im Koma liegenden Studenten, 
dessen Interessen von seinen Eltern wahr-
genommen werden, Akteneinsicht im Stutt-
garter Strafverfahren – ein erster Schritt, 
um den Betroffenen der Waffenlieferungen 
auch in Deutschland zu Gerechtigkeit zu 
verhelfen. Der Antrag soll aufzeigen, dass 
Verfahren gegen Rüstungsexporteure nicht 
allein mit Blick auf deutsches Außenwirt-

schaftsrecht geführt werden können. Die 
konkreten Folgen von Waffenlieferungen in 
den Empfängerländern dürfen nicht außer 
Acht gelassen werden. Die Akteneinsicht kann 
zudem eine Zivilklage gegen die Waffenhänd-
ler ebenso wie die laufenden Verfahren gegen 
Polizei- und Behördenangehörige in Mexiko 
unterstützen.
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Das Curriculum: Kritische Ansätze 
weiterdenken und verwirklichen

Über die Jahre haben wir uns eine umfangreiche Expertise angeeignet, 
die es uns ermöglicht, die existierenden Rechtsmittel sowie sich 
entwickelnde Rechtsgebiete innovativ, kritisch und vor allem strategisch 
anzuwenden. Ziel des Curriculums des Education Programms ist es, 
diese Expertise zu teilen und weiterzuentwickeln. Im ECCHR treffen 
sich Praktikant_innen, Fellows, Kolleg_innen und Partner_innen, die 
sich juristisch oder transdisziplinär mit Menschenrechten beschäftigen, 
um in unterschiedlichen Veranstaltungsformaten Erfahrungen und 
Anregungen auszutauschen.

Durch seine weitreichende transnationale Vernetzung wird das 
ECCHR zunehmend zu einer Schaltstelle in der globalen Menschen-
rechtsarbeit. Im Education Programm nehmen wir diese Aufgabe 
wahr, in dem wir mit den Teilnehmer_innen unsere Methode und 
Einzelfälle kritisch begleiten – d.h. sie weiterdenken, querdenken, 
rechtspolitisch hinterfragen und praktisch auf den Prüfstand stellen. 

Mit Workshops über »Kritische Perspektiven zu Menschenrechten« 
haben wir einen weiteren Schwerpunkt in unser Curriculum gesetzt. 
Diese Veranstaltungen fördern die konstruktive Auseinandersetzung 
mit verschiedenen Ansätzen der Rechtskritik, verbinden Theorie und 
Praxis und bieten Nachwuchskräften Gelegenheit, ihre inhaltlichen 
sowie rhetorischen Kompetenzen zu stärken. Die ersten Veranstal-
tungen galten der Rechtskritik aus Sicht des Postkolonialismus 
und den Critical-Legal-Studies (kritische Rechtsstudien). In einem 
gemeinsamen Event mit der DePaul-Universität Chicago und der 
Humboldt-Universität zu Berlin erweiterten wir die Diskussion zu 
Intersektionalität und Critical-Race-Theory um den Aspekt der sozialen 
Gerechtigkeit. 

Ein Höhepunkt der Arbeit des Education Programms in 2016 waren 
zweifellos die Legal Intervention Days, die das ECCHR mit Unter-
stützung der Bertha Foundation im November in Berlin organisierte 
und bei denen sich mehr als 100 Alumni und Kolleg_innen aus aller 
Welt trafen. Auftakt der dreitätigen Veranstaltung war das Colloquium 
»Mit Recht gegen die Mächtigen: Michael Ratner (1943-2016) und 
das 50. Jubiläum des Center for Constitutional Rights (CCR)«. Ratner 
hat mit seiner internationalistischen Überzeugung und progressiven 
politischen Vision die Rolle des Rechts in sozialen Kämpfen sowohl 
das CCR (dessen Präsident er war) als auch das ECCHR (das er mitbe-
gründete) nachhaltig geprägt. Seine Weggefährt_innen, Kolleg_innen 
sowie ECCHR-Mitarbeiter_innen diskutierten mit der kommenden 
Generation – ECCHR-Alumni und Trainees – die bahnbrechende 
anwaltliche Arbeit Ratners und des CCR. Die Schauplätze reichten 

The situation of human 
rights defenders and  
the Colombia Peace 
Agreement,  
Luis Guillermo Perez, 
CAJAR (Kolumbien)

Empowering victims of 
state terrorism in the 
court room – the crucial 
yet delicate role of 
personal testimonies in 
Argentina’s human  
rights trials,  
Fabiana Rousseaux 
(Argentinien)

Palestinian Citizens of 
Israel: Key Legal and 
Political Developments, 
Future Directions,  
Hassan Jabareen und Rina 
Rosenberg, Adalah – The 
Legal Center for Arab 
Minority Rights (Israel)

Political activism and 
cartoons: an insider story 
on freedom of expression 
in India,  
Aseem Trivedi (Indien)

Expert_innen-
Fortbildungen

How to understand  
and manage legal risks 
when publishing  
bold statements,  
Marietta Cauchi, 
International Senior 
Lawyers Project, ISLP, 
(Großbritannien)

Digital Security and 
Evidence Gathering, 
Tactical Technology 
Collective (Deutschland /  
Niederlande)

Vision-building and  
the intersection of law 
and social work,  
Claudia Neher, ECCHR-
Alumna (Deutschland)

 

IV. Erfahrung weitergeben, 
austauschen – für die Zukunft  
der Menschenrechtsarbeit

Ausbildungs
aktivitäten 2016 
(eine Auswahl)

Erfahrungsberichte 
(Lunch Talks)

Fighting for rights in 
Brazil, South Africa and 
Egypt: First-hand 
testimonies, 
Gustavo Miranda Antonio 
(Brasilien), Dmitri 
Holtzman (Südafrika), 
Mahmoud Belal 
(Ägypten), PILNet (USA)

Torture rehabilitation 
work in Kurdistan-Iraq, 
Jiyan-Foundation 
(Kurdistan-Irak)

KiK needs to be held 
accountable: People 
affected by the factory fire 
in Karachi speak about 
their struggle for justice, 
Saeeda Khatoon und 
Abdul Aziz Khan (Ali 
Enterprises Fire Affectees 
Association, Pakistan), 
Nazir Mansoor (NTUF, 
Pakistan), Frederike Boll 
(Friedrich-Ebert-Stiftung), 
Miriam Saage-Maaß 
(ECCHR)

Das ECCHR hat eine Vision der anwaltlichen Arbeit, die über das 
hinausgeht, was Jurist_innen gemeinhin in der Ausbildung lernen:  
Wir betrachten das Recht als ein Mittel, um die Menschenrechte im 
Sinne politischer, ökonomischer und sozialer Gerechtigkeit durchzu-
setzen. Die Ausbildung von und der Austausch mit Jurist_innen aller 
Welt ist deswegen seit jeher ein Grundpfeiler unserer Arbeit. Dank 
der großzügigen Förderung der Bertha Foundation konnten wir dieses 
Konzept seit 2012 durch das Education Programm als eigenständigen 
Arbeitsbereich institutionalisieren. Die kontinuierliche Weiterentwick-
lung des Programms ist ein Querschnittthema und Mehrwert für die 
strategische Fallarbeit. Wie wichtig beide Aspekte sind, zeigt sich im 
Auf- und Ausbau des Curriculums sowie in der wachsenden Vernet-
zung mit unseren Alumni und Partner_innen. Auch 2016 haben wir 
daran gearbeitet, die Basis für die Zukunft der juristischen Menschen-
rechtsarbeit zu gestalten. Unsere Mitarbeiter_innen haben junge 
Menschenrechtsanwält_innen ausgebildet, sich selbst innerhalb des 
ECCHR-Netzwerks weitergebildet und die nachhaltige internationale 
Zusammenarbeit vorangetrieben.

2016 haben im Education Programm 36 Studierende, Referendar_innen 
und Stipendiat_innen aus zwölf Ländern als Legal Trainees an unserer 
Arbeit mitgewirkt. Über das Bertha-Global-Exchange-Programm, 
einem institutionellen Austauschprogramm für die Organisationen 
des weltweiten Bertha-Justice-Initiative-Netzwerks, haben wir mit 
Kolleg_innen aus Argentinien (ANDHES), Indien (Human Rights 
Law Network), Pakistan (Foundation for Fundamental Rights) und 
der Schweiz (Public Eye) die gemeinsame Arbeit vertieft. Christian 
Schliemann, Hanaa Hakiki, Alejandra Muñoz Valdez und Linde Bryk 
haben als Bertha-Fellows das Team bereichert. Damit ist die Zahl der 
ECCHR-Alumni inzwischen auf mehr als 370 angewachsen. Mehr als 
ein Drittel von ihnen sind nach wie vor auf verschiedenen Ebenen mit 
uns in Kontakt. Hinzu kommen mehr als ein Dutzend akademischer 
Einrichtungen und etliche Lehrstuhlinhaber_innen, mit denen wir in 
einzelnen Projekten, Austauschprogrammen und gemeinsamen Veran-
staltungen kooperieren.
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Sri Lanka: individual 
accountability and a 
possible criminal 
complaint,  
Julian Udich

The use of internment by 
British forces in Iraq: 
Lawful exercise of 
authority or war crime?, 
Shannon Walker

Turkey: »democratizati-
on« and »security« at the 
expense of human rights, 
Atilla Kisla

Human-Rights-Cinema

Chocolate de paz neu,  
in Anwesenheit des 
Filmemachers Pablo 
Mejía Trujillo  
(Kolumbien)

Les Sauteurs,  
in Anwesenheit der 
Filmemacher Abou Bakar 
Sidibé (Mali), Moritz 
Siebert (Deutschland) und 
Carsten Gericke (ECCHR-
Kooperationsanwalt)

Shadow World  
(von Johan Grimonprez) 
in Anwesenheit von 
Andrew Feinstein,  
Autor des gleichnamigen 
Buchs (Großbritannien /  
Südafrika)

 

Für 2016 seien an dieser Stelle zwei Netzwerkaktivitäten mit Fellows 
und Alumni hervorgehoben:

Im März 2016 nahmen die aktuellen Bertha-Fellows und die Leiterin 
des Education Programms an einem weltweiten Treffen der Fellows 
in Kapstadt (Südafrika) teil. Diese mehrtägige Veranstaltung der 
Bertha Foundation schuf durch gemeinsames Lernen und gegenseitige 
Inspiration ein Bewusstsein von Solidarität und Zusammenhalt 
unter den jungen Kolleg_innen. Südafrikas politische und soziale 
Geschichte, insbesondere die Überwindung des Apartheidsystems 
und der Übergang zur Demokratie, lieferten den Kontext für die 
verschiedenen Workshops, Podiumsdiskussionen und Besichtigungen.

Ende des Jahres kamen zum alljährlichen Alumni-Treffen des ECCHR, 
das im Rahmen der Legal Intervention Days stattfand, mehr als 80 
Alumni, Trainees, und Global-Exchange-Fellows aus mehr als 
25 Ländern zusammen. Bei dem inzwischen 5. Treffen dieser Art 
diskutierten Alumni, das Team des ECCHR, zahlreiche Kolleg_innen 
des CCR und anderer Partnerorganisationen Mittel und Wege strategi-
scher Menschenrechtsarbeit. Im Fokus der Konferenz stand das Thema 
Migration. Darüber hinaus beschäftigten sich selbstorganisierte 
Arbeitsgruppen mit Fragen wie »Europäische Unternehmen und die 
Ausbeutung von Arbeitsmigrant_innen in Katar«, »Syrien und das 
Weltrechtsprinzip«, »Übergangsjustiz«, »Whistleblowing« sowie 
»Zunehmende Gefährdung von Menschenrechtsverteidiger_innen«.

Alumni-Jahrestreffen 2016, Foto: ECCHR / Mohamed Badarne

von Vietnam über Lateinamerika bis nach Guantánamo, Irak und 
Afghanistan; die Themen umfassten die rechtliche Verantwortung 
hochrangiger Regierungsmitglieder für Folter, die Haftung transna-
tionaler Unternehmen für Ausbeutung und Umweltschäden und die 
soziale Bewegungen wie Black Lives Matter in den USA.

Stipendien und Fellowships: Zugang zu 
praktischer Erfahrung ermöglichen

Der berufliche Einstieg in die internationale Menschenrechtsarbeit 
hängt nicht allein von Leidenschaft, Motivation und Kompetenz ab. 
Oft hindern wirtschaftliche oder soziale Gründe junge Jurist_innen 
daran, sich die nötigen praktischen Erfahrungen anzueignen und 
Kontakte zu knüpfen, um in diesem speziellen internationalen 
Arbeitsfeld Fuß zu fassen.

Durch eine Partnerschaft mit der Kreuzberger Kinderstiftung, die sich 
auf vielfältige Weise für Bildungsgerechtigkeit einsetzt, konnte das 
ECCHR 2016 erstmals Stipendien für das Legal-Training-Programm 
anbieten. Dank der Zusammenarbeit mit dieser Berliner Stiftung 
nahmen junge Kolleg_innen aus verschiedenen Ländern, einschließlich 
Deutschland, an unserem Ausbildungsprogramm teil.

Seit nunmehr fünf Jahren bietet das ECCHR mit Unterstützung 
der Bertha Foundation auch eine zweijährige Förderung für 
herausragende Berufseinsteiger_innen innerhalb der Mitglieder 

der Bertha-Justice-Initiative. Dieses Netzwerk umfasst 17 Menschen-
rechtsorganisationen auf allen Kontinenten, die das Recht als Mittel  
für politische und soziale Veränderungen einsetzen. Die sogenannten 
Bertha-Fellows sind als Nachwuchskräfte voll in unser Team und 
unsere Arbeit eingebunden. Gleichzeitig sind sie Teil eines weltweiten 
Netzwerks von Bertha-Fellows, die in diesem internationalen Zusam-
menschluss ausgebildet werden.

Allianzen: Sich verorten,  
Solidarität fördern

Die vielseitigen Aktivitäten des Education Programms bieten zahlreiche 
und ganz diverse Anknüpfungspunkte für gemeinsames Handeln. 
Das Bertha-Global-Exchange-Programm beispielsweise erlaubt uns, 
Kolleg_innen aus Partnerorganisationen für eine intensive, mehrmona-
tige Kooperation nach Berlin einzuladen. Aus diesem Programmformat 
sind in den vergangenen Jahren viele gemeinsame Projekte erwachsen, 
wie zum Beispiel die Strafanzeige beim Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) wegen sexualisierter Gewalt im kolumbianischen Konflikt oder 
auch diverse rechtliche Interventionen mit indischen und philippinischen 
Partner_innen zu den Doppelstandards von Pestizid-Unternehmen.

Workshopreihe 
»Kritische 
Perspektiven«

Critical Perspectives on 
Human Rights: Post-
colonial and TWAIL 
approaches,  
Vera Wriedt (ECCHR-
Alumna), Claire Tixeire 
und Marie Badarne  
(beide ECCHR)

Of Show Trials and 
Savages: Can 
international criminal 
justice ever strike the 
right balance?,  
Clara Gonzalez (ECCHR-
Alumna), Claire Tixeire, 
Patrick Kroker  
(beide ECCHR)

Intersectionality and 
Human Rights: From the 
United States to Europe, 
Prof. Sumi Cho, DePaul 
Chicago College of Law 
(USA), Dr. Emilia Roig, 
DaMigra (Deutschland), 
Cengiz Baskanmaz

Legal-Trainee-Treffen

A human right to 
asylum? - Access to 
asylum procedures and 
the current asylum policy  
of the European Union,  
Sinah Görisch

Consumers’  rights as 
human rights -  
Holding European 
pesticide manufacturers 
accountable through 
consumer protection  
laws (mock hearing),  
Nasheen Kalkat

Legal action options 
against weapons exports,  
Michaela Streibelt

Possibilities of an OECD 
complaint related to Qatar,  
Daniel Weber
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wer auch immer sie bekäme, wäre Millionär«, erklärte uns ein Dorf-
bewohner. Große Staudämme haben verheerende ökologische und 
sozioökonomische Folgen, darin sind sich viele Expert_innen einig. 
2014 konstatierte beispielweise die Oxford University in einer Studie 
zu 245 Dämmen, nahezu immer negative Folgen für die betroffenen 
Gemeinschaften und die Umwelt. In diesem Fall ist es den Betroffenen 
gelungen, den Bau 26 Jahre lang immer wieder zu verhindern. Sie 
blockierten den Zugang zu ihrem Land und starteten gemeinsam mit 
den Aktivist_innen der Assembly of the Poor eine Kampagne. Ihr 
spiritueller Glaube eint die Dorfgemeinschaft – sie protestieren nicht, 
ohne vorab den Segen der Geister des Waldes zu erbitten. 

Zurück im Dorf erzählte uns das Geistermedium, dass die Dorfbe-
wohner_innen als Teil ihrer Kampagne, einzelne Politiker_innen 
»verfluchten«. »Wie erfolgreich ist das?«, wollte ich wissen. »Sehr 
erfolgreich. Von zehn verfluchten Politiker_innen, sind fünf gestorben«, 
antwortete er. Daraufhin erzählten Vertreter_innen anderer Gemein-
den, sie täten dasselbe mit Verantwortlichen von Goldminen. Ist eine 
solche Verfluchung ein Akt der Gewalt? »Es ist Selbstverteidigung«, 
meinten die Dorfbewohner_innen. »Sie halten uns ein Messer an die 
Kehle. Wir aber haben keine Atomwaffen, wir haben die Macht der 
Weisheit unseres Volkes«.

Dieser Text von Claire Tixeire (Leiterin des Education Programm) erschien in ungekürzter Fassung erstmals  

am 25. Februar 2016 im »Bertha Blog« und bei Zeit Online unter »Recht subversiv« dem wöchentlichen Blog  

von ECCHR-Generalsekretär Wolfgang Kaleck http://blog.zeit.de/recht-subversiv/. In spanischer Sprache  

veröffentlichte die Internetzeitung eldiario.es die Blogbeiträge auf ihrer Meinungsseite »Contrapoder«.

Verfluchte Politiker_innen 

Vor wenigen Wochen lud EarthRights International Vertreter_innen 
von Gemeinden aus den Mekong Anrainerstaaten und eine Delegation 
der Bertha-Justice-Initiative zu einer Reise in den Norden Thailands 
ein. Wir besuchten die Sa-iab Gemeinde, die seit Jahrzehnten gegen 
den Bau eines Staudammes friedlich Widerstand leistet, da ihnen mit 
dem Bau die Vertreibung aus dem Land ihrer Vorfahren droht.  
Bevor wir den größten Teakwald Asiens betreten durften, musste ein 
Medium dem Geist des Waldes erklären, wer und warum wir dort 
waren. Er versprach den Geistern, wir würden bei unserem Besuch 
keines seiner Lebewesen verletzen oder töten. Der Geist des Waldes, 
wenn er denn existieren sollte, sei der Sa-iab Gemeinde sicher dankbar, 
dachte ich. Denn ohne den Widerstand der Dorfbewohner_innen 
gegen die thailändische Regierung und die Weltbank gäbe es den Wald 
mit seinem einzigartigen Ökosystem längst nicht mehr. Der Wald ist 
Teil des Mae Yom Nationalparks. Mit der Errichtung des Kaeng Sua 
Ten Damm, würden mindestens 3.500 Familien vertrieben werden. 
Nichtsdestotrotz halten thailändische Politiker_innen und Unterneh-
mer_innen verbissen an dem Projekt fest. »Warum?«, wollten wir 
wissen. »Die Teakbäume würden für den Dammbau abgeholzt und 

ZITATE ALUMNI 2016

»Ein tolles Programm, das es ermöglicht, wirklich einen guten Einblick 
in die praktische Menschenrechtsarbeit zu erhalten, faszinierende 
Personen kennenzulernen und in unzählige Themenbereiche einen 
Einblick zu erhalten!«

»Es war eine wunderbare Erfahrung, und ich bin glücklich, Teil der 
ECCHR-Alumni zu sein! Danke.«

»Der Fokus auf das Recht als Mittel, die Kraft sozialer Bewegungen 
[...] zu stärken, war hervorragend.«

»Ich genieße die Treffen mit persönlichem und politischem Ausblick, 
die eine Plattform für themenübergreifende Diskussionen bieten.«
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Und Anzeige bei der irischen Kriminalpolizei.
Eingereicht am 9. September 2016 bei der Garda Síochána in Dublin (Irland).

Migration: Push-Backs von Mazedonien nach Griechenland
Acht Individualbeschwerden von Menschen aus Syrien, Afghanistan und Irak gegen  
Mazedonien wegen unrechtmäßiger Rückschiebungen an der griechisch-mazedonischen  
Grenze bei Idomeni.
Eingereicht am 14. September 2016 beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg (Frankreich).

Philippinen: Sexuelle Sklaverei durch japanische Armee im Zweiten Weltkrieg
Beschwerde im Namen von philippinischen Überlebenden sexualisierter Gewalt.
Eingereicht am 2. November 2016 beim UN Sonderberichterstatter für Gewalt gegen Frauen und beim  

UN Sonderberichterstatter für zeitgemäße Formen der Sklaverei in Genf (Schweiz).

Spanien: Ermittlungen zum US-Folter-Programm
Verfassungsbeschwerde gegen die Einstellung der Ermittlungen des Obersten  
Gerichtshofs zu Folter im US-Gefangenenlager Guantánamo.
Eingereicht am 16. Dezember 2016 beim Verfassungsgericht in Madrid (Spanien).

WIRTSCHAFT UND MENSCHENRECHTE

Pakistan: Brandkatastrophe in Textilfabrik Ali Enterprises
Juristisches Memorandum im Strafverfahren gegen das italienische 
Zertifizierungsunternehmen RINA.
Eingereicht am 4. März 2016 bei der Staatsanwaltschaft Genua (Italien).

Bangladesch: Zusammensturz des Rana-Plaza-Fabrikkomplexes
OECD-Beschwerde gegen das deutsche Zertifizierungsunternehmen TÜV Rheinland.
Eingereicht am 2. Mai 2016 bei der Nationalen Kontaktstelle der OECD im  

Bundeswirtschaftsministerium in Berlin (Deutschland).

Mexiko: Waffenexporte aus Deutschland
Antrag im Namen der Eltern eines Schwerverletzten der Polizeiaktion in  
Iguala (Mexiko) auf Akteneinsicht im Strafverfahren gegen Heckler & Koch.
Eingereicht am 21. September 2016 beim Landgericht Stuttgart (Deutschland).

Indien: Vertrieb von Pestiziden
Ordnungswidrigkeitsanzeige gegen die Bayer AG wegen unzureichender  
Etikettierung des Pestizids Nativo für den indischen Markt.
Eingereicht am 18. Oktober 2016 bei der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen in Bonn (Deutschland).

Peru: Wasserverschmutzung rund um Glencore-Mine in Peru
Rechtsgutachten (Amicus Curiae) zur Unternehmensverantwortung von Glencore und wie  
mit dem Kausalitätsproblem bei umwelt- und menschenrechtlichen Standards umzugehen ist.
Eingereicht am 7. November 2016 bei der Corte Superior de Justicia in Cusco (Peru).

Syrien: Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit:
Strafanzeige mit elf Syrern gegen den Zementkonzern Lafarge und sein  
Tochterunternehmen Lafarge Cement Syria (LCS).
Eingereicht am 15. November 2016 beim Vorsitzenden der Untersuchungsrichter in Paris (Frankreich).

V. Anhang

RECHTLICHE INTERVERNTIONEN: STRAFANZEIGEN, 
BESCHWERDEN UND RECHTSGUTACHTEN

VÖLKERSTRAFTATEN UND RECHTLICHE VERANTWORTUNG

Deutschland: Bombardement bei Kundus (Afghanistan)
Individualbeschwerde eines Afghanen gegen Deutschland wegen der Verletzung des  
Rechts auf Leben durch mangelnde Ermittlungen. 
Eingereicht am 13. Januar 2016 beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg (Frankreich).

Türkei: Erzwungenes Verschwindenlassen durch Sicherheitskräfte
Bericht zur Umsetzung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte  
gegen die Türkei in Bezug auf Fälle von erzwungenem Verschwindenlassen durch  
staatliche Sicherheitskräfte in den 1990er Jahren.
Eingereicht am 15. Januar 2016 beim Ministerrat des Europarats in Straßburg (Frankreich).

Migration: Push-Backs von Spanien nach Marokko
Schriftsätze über die Zulässigkeit und Begründetheit von zwei Individualbeschwerden  
wegen unrechtmäßiger Rückschiebungen an der spanisch-marokkanischen Grenze bei Melilla.
Eingereicht am 7. April 2016 beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg (Frankreich).

Deutschland: Strafanzeige wegen US-Folter
Strafanzeige im Namen von drei in Deutschland lebenden Betroffenen von  
Folter und willkürlicher Inhaftierung durch die USA in den Haftanstalten in  
Guantánamo Bay (Kuba) und Abu Ghraib (Irak).
Eingereicht am 28. Juni 2016 beim Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof in Karlsruhe (Deutschland).

Deutschland: Rolle und Verantwortung im Drohnenkrieg der USA
Ausführlicher Schriftsatz im Berufungsverfahren zur Nutzung des  
US-Luftwaffenstützpunkts Ramstein für bewaffnete Drohnen.
Eingereicht am 18. Juli 2016 beim Oberverwaltungsgericht für Nordrhein-Westfalen in Münster (Deutschland).

Frankreich: Ermittlungen zu US-Folter-Programm
Antrag auf Haftbefehl gegen den ehemaligen Kommandeur des  
US-Gefangenenlagers Guantánamo, General a. D. Geoffrey Miller. 
Eingereicht am 20. Juli 2016 beim Berufungsgericht von Paris (Frankreich).

Und Rechtsgutachten zur Verantwortung von William Haynes für Folter und  
andere Kriegsverbrechen im US-Gefangenenlager Guantánamo.
Eingereicht am 12. Oktober 2016 beim Berufungsgericht Paris (Frankreich).

Bahrain: Anzeigen in Irland wegen Folter in Bahrain
Privatklage des Folter-Überlebenden  und Exil-Bahrainer Jaafar Al-Hasabi   
gegen den Generalstaatsanwalt von Bahrain, Ali Bin Fadhul Al-Buainain.
Eingereicht am 13. September 2016 beim Strafgericht Dublin (Irland).
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Fiona Nelson 
»Drones and Targeted Killing: Legal, Moral, and 

Geopolitical Issues« von Marjorie Cohn,  

in: »German Yearbook of International Law«,  

Vol. 58, Berlin, 2015

Dr. Miriam Saage-Maaß 
»Die Verantwortung ist grenzenlos. Über das 

Exemplarische der Klage gegen den Textildiscounter 

KiK«, in: »Die Würde des Menschen: Ein Heft über 

Menschenrechte«, Böll. Thema, Heinrich-Böll-Stiftung 

(Hrsg.). Berlin, 2016

Dr. Miriam Saage-Maaß / 
Judith Hackmann

»Compliance international: Zur straf- und zivilrecht

lichen Haftung von Unternehmen für Menschenrechts-

verletzungen im Ausland«, in: comply. Fachmagazin 

für Compliance-Verantwortliche, 4 / 2016

Dr. Miriam Saage-Maaß /
Dr. Remo Klinger

»Unternehmen vor Zivilgerichten wegen der 

Verletzung von Menschenrechten - Ein Bericht aus 

der deutschen und internationalen Praxis«,  

in: Markus Krajewski, Franziska Oehm, Miriam Saage-

Maaß (Hrsg.), »Zivil- und strafrechtliche Haftung von 

Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen«, 

Interdisziplinäre Studien zu Menschenrechten Band 1,  

Springer International Publishing, Heidelberg, 

(erscheint 2017)

Dr. Miriam Saage-Maaß und 
Dr. Carolijn Terwindt

»Liability of Social Auditors in the Textile Industry«,  

in: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.) »Global Policy 

and Development«, Berlin, Dezember 2016

Dr. Miriam Saage-Maaß und Philipp Wesche 
»Holding Companies Liable for Human Rights Abuses 

Related to Foreign Subsidiaries and Suppliers before 

German Civil Courts: Lessons from Jabir and Others v 

KiK«, in: Human Rights Law Review. 2016

Christian Schliemann-Radbruch und 
Dr. Carolijn Terwindt

»Pestizide in Indien: Bayers doppelte Standards«,  

in: Stichwort Bayer 2 / 2016

Michaela Streibelt /  
Dr. Carolijn Terwindt

»Aktuelle Gesetzgebung zur Bekämpfung  

›moderner Sklaverei‹«, in: taz. die tageszeitung,  

7. Dezember 2016

Dr. Carolijn Terwindt
»Nichtregierungsorganisationen (NRO) auf den 

Philippinen unter Druck«, in: Menschenrechtsstudie 64,  

Lydia Klinkenberg & Mark Draser, Internationales 

Missionswerk e.V. (Hrsg.), 2016

Dr. Carolijn Terwindt
»Supporting Prisoners or Supporting Terrorists:  

The 2008 Trial of Gestoras Pro Amnistia in Spain«,  

in: Beatrice de Graaf & Alex P. Schmid (Hrsg.) 

»Terrorists on Trial«, Leiden University Press,  

Leiden, 2016

Blogbeiträge

Wolfgang Kaleck / Simon Rau
»Autoritäre Repression unter dem Vorwand der 

Souveränität«

Dossier: »›Es wird eng – Handlungsspielräume für 

Zivilgesellschaft‹, Heinrich-Böll-Stiftung, 9 / 2016«, 

Abrufbar unter: https://www.boell.de/de/2016/09/ 

13/autoritaere-repression-unter-dem-vorwand-der-

souveraenitaet

Claudia Müller-Hoff
»Umweltrecht und Menschenrechte im Bergbau«, 

in: Grund- und Menschenrechtsblog der Humboldt 

Law Clinic, Berlin, 13. Oktober 2016

Abrufbar unter: http://grundundmenschenrechtsblog.

de/bergbau-vor-gericht/#more-482

Dr. Patrick Kroker /  
Alexandra Lily Kather

»Justice for Syria? Opportunities and Limitations  

of Universal Jurisdiction Trials in Germany«,  

in: European Journal of International Law Blog  

(EJIL: Talk!), 12. August 2016

Abrufbar unter: http://www.ejiltalk.org/justice-for-

syria-opportunities-and-limitations-of-universal-

jurisdiction-trials-in-germany/

Dr. Miriam Saage-Maaß / 
Dr. Patrick Kroker

»Werden europäische Unternehmen zur Verantwor-

tung gezogen wegen ihrer Beteiligung am Syrien-

krieg?«, in: Business and Human Rights Research 

Center, Berlin, 25. November 2016

Abrufbar unter: https://business-humanrights.org/

de/werden-europ%C3%A4ische-unternehmen-zur-

verantwortung-gezogen-wegen-ihrer-beteiligung-

am-syrienkrieg

Dr. Carolijn Terwindt
»Supply chain liability: The lawsuit by Karachi clai-

mants against retailer KiK in historic perspective«, 

in: Grund- und Menschenrechtsblog der Humboldt 

Law Clinic, Berlin, 20. Oktober 2016

Abrufbar unter: http://grundundmenschenrechtsblog.

de/supply-chain-liability-the-lawsuit-by-karachi-

claimants-against-retailer-kik-in-historic-perspective/

Dr. Carolijn Terwindt / 
Alejandra Ancheita

»Towards Genuine Transnational Collaboration bet-

ween Human Rights Activists from the Global North 

and the Global South«, in: Bertha Be Just Blog,  

8. April 2016.  

Abrufbar unter:  

http://berthafoundation.org/bejust/?p=1035

Publikationen 

ECCHR-Publikationen

ECCHR (Hrsg.), Dr. Patrick Kroker
»Weltrecht in Deutschland? Der Kongo-

Kriegsverbrecherprozess: Erstes Verfahren nach dem 

Völkerstrafgesetzbuch«, Berlin, Juni 2016

ECCHR (Hrsg.), Dr. Patrick Kroker / 
Fiona Nelson

»Universal Jurisdiction in Germany? The Congo War 

Crimes Trial: First Case under the Code of Crimes 

against International Law«, Berlin, Juni 2016

ECCHR (Hrsg.), Dr. Patrick Kroker / 
Claire Tixeire

»Compétence universelle en Allemagne? Procès des 

crimes de guerre en RDC: Premier procès en appli-

cation du Code allemand des crimes de droit pénal 

international«, Berlin, September 2016

ECCHR, FIBGAR, FIDH und TRIAL (Hrsg.), 
Andreas Schüller

»Make Way for Justice #2: Universal Jurisdiction 

Annual Review 201«, Genf, Februar 2016

ECCHR (Hrsg.)
»Come back Safely. Mohammed Badarne«,

Katalog zur gleichnamigen Ausstellung im ECCHR, 

mit einem Vorwort von Wolfgang Kaleck, Berlin, 2016

ECCHR (Hrsg.)
»The Anarchist Cookie Book. By Marek Schovánek«, 

Katalog zur Ausstellung »Tempest of Vanity« im 

ECCHR, mit einem Vorwort von Wolfgang Kaleck, 

Berlin, 2016

Bücher

Wolfgang Kaleck /  
Dr. Miriam Saage-Maaß

»Unternehmen vor Gericht: Globale Kämpfe  

für Menschenrechte«, Verlag Klaus Wagenbach,  

Berlin, März 2016

Beiträge zu Sammelbänden 
und Fachartikel

Carsten Gericke / Moritz Assall
»Hamburger Gefahrengebiete. Zur Einhegung der 

Polizei: Rechtliche Interventionen gegen entgrenzte 

Kontrollpraktiken im öffentlichen Raum am Beispiel 

der Hamburger Gefahrengebiete«, 

in: Kritische Justiz. Vierteljahresschrift für Recht und 

Politik – Schwerpunkt: Recht und Stadt,  

Baden-Baden, 2016

Wolfgang Kaleck
»Michael Ratner and Europe’s Fight for Human 

Rights«, in: The Volunteer, Abraham Lincoln  

Brigade Archives, New York, 2016

Wolfgang Kaleck 
»Vorwort«, zu »Horacio Verbitsky, Der Flug«,  

Mandelbaum Verlag, Wien, 2016

Wolfgang Kaleck
»Warum wir Whistleblower schützen müssen«,  

in: Ansgar Klein u.a. (Hrsg.), Jahrbuch Engagement-

politik, Schwalbach, 2016

Wolfgang Kaleck 
»Welche Hilfe bietet das Recht?« in: »Die Würde des 

Menschen: Ein Heft über Menschenrechte«, Böll. 

Thema, Heinrich-Böll-Stiftung (Hrsg.), Berlin, 2016

Wolfgang Kaleck
»Why won’t you listen? Chelsea E. Manning«, in:  

»Hinaus in das winzige Zelt von Blau. Writers in Prison /  

Writers in Risk«, die horen, 261, Göttingen, 2016

Wolfgang Kaleck 

»Menschenrechte durchsetzen – auch gegen die 

Interessen der Mächtigen«, in: Wilhelm Genazino 

(Hrsg.), »Freiheit und Verantwortung. 95 Thesen 

heute«, J.B. Metzler, Stuttgart, 2016

Wolfgang Kaleck / Hannes Honecker
»Die RAF-Prozesse – Ein Gespräch in drei Teilen: 

Interview mit Heinrich Hannover, Hans Christian 

Ströbele und Rupert von Plottnitz«, in: Kritische 

Justiz (Hrsg.), Band 2: »Streitbare JuristInnen.  

Eine andere Tradition«, Nomos, Baden-Baden, 2016

Wolfgang Kaleck / Simon Rau
»Drones, Guerra y Playstation«, in: Eduardo Molinari / 

Archivo Caminante [Hrsg.] »El Veneno En Tu 

Maquinaria«, San Sebastián, 2016

Wolfgang Kaleck /  
Dr. Miriam Saage-Maaß 

»Der ›Kunde ist König‹ – auch wenn es das Leben 

kostet. Mit Recht gegen die Macht der globalen 

Konzerne«, in: Blätter für deutsche und internationale 

Politik, Berlin, 2016 

Claudia Müller-Hoff
»Unternehmen als Täter – internationale Perspektiven 

und Herausforderungen für das deutsche Straf- und 

Prozessrecht«, in: Markus Krajewski, Franziska Oehm 

und Miriam Saage-Maaß (Hrsg.) »Zivil- und straf-

rechtliche Haftung von Unternehmen für Menschen-

rechtsverletzungen«, Interdisziplinäre Studien zu 

Menschenrechten Band 1, Springer International 

Publishing, Heidelberg (erscheint 2017)
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Zeit für Gerechtigkeit!
Lesung von »Unternehmen vor Gericht. Globale Kämpfe für Menschen-
rechte« und Diskussion mit: Frederike Boll (Friedrich-Ebert-Stiftung), 
Bärbel Kofler (Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechte), 
Wolfgang Kaleck und Miriam Saage-Maaß (beide ECCHR)
28. April 2016, Berlin

Fabrikbrand in Pakistan: KiK muss seiner Verantwortung gerecht 
werden. Betroffene berichten über ihren Kampf für Gerechtigkeit
Speakers-Tour der Kläger_innen im KiK-Fall mit: Abdul Aziz Khan 
Yousuf Zai und Saeeda Khatoon (Hinterbliebene des Fabrikbrands bei Ali 
Enteprise in Karatschi, Pakistan), Thomas Seibert (medico international), 
Miriam Saage-Maaß und Carolijn Terwindt (beide ECCHR)
20. Juni 2016, Düsseldorf; 21. Juni 2016, Lippstadt; 22. Juni 2016, Lünen; 22. Juni 2016, 

Bönen; 23. Juni 2016, Frankfurt / Main 

Negative Publicity: Artefacts of extraordinary rendition
Buchpräsentation mit: Crofton Black (Researcher und Reporter des 
Bureau of Investigative Journalism; CIA-Experte) und Andreas Schüller 
(ECCHR)
3. Mai 2016, Berlin

Come Back Safely
Ausstellungseröffnung: Fotografien von Mohamed Badarne
19. Mai 2016, Berlin

Weltrecht in Deutschland?: Der Kongo-Kriegsverbrecherprozess.  
Erstes Verfahren nach dem Völkerstrafgesetzbuch
Präsentation des ECCHR-Berichts und Diskussion mit: Julia Duchrow 
(Brot für die Welt), Géraldine Mattioli-Zeltner (Human Rights Watch) 
Christian Ritscher (Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof), Silke 
Studzinsky (Council of Women’s Rights in International Criminal Law), 
Wolfgang Kaleck und Patrick Kroker (beide ECCHR)
8. Juni 2016, Berlin 

Gedächtnis und Gerechtigkeit
Symposium zur Aufarbeitung von Menschheitsverbrechen und Folter 
in Kunst, Recht und Zivilgesellschaft mit: Jeanine Meerapfel (Präsiden-
tin der Akademie der Künste in Berlin), Thomas Krüger (Präsident der 
Bundeszentale für politische Bildung) und Wolfgang Kaleck (ECCHR) 
sowie mehr als 30 Künstler_Innen, Jurist_Innen und Aktivist_Innen, wie 
Anwar al-Bunni (Rechtsanwalt aus Syrien), Estela de Carlotto (Präsiden-
tin der Großmütter der Plaza de Mayo aus Argentinien), Gila Lustiger 
(Schriftstellerin), Erich Hackl (Schriftsteller), Milo Rau (Theatermacher, 
Wissenschaftler und Journalist aus der Schweiz), Ilija Trojanow 
(Schriftsteller), Mark Sealy (Fotograf und Kurator aus Großbritannien) 
Thomas Walther (Jurist aus Deutschland) und vielen mehr
29. September bis 1. Oktober 2016, Berlin

VERANSTALTUNGEN 2016  

Menschenrechtsbewegung in Deutschland –  
Wie weit reicht der politische Einfluss?
Vorstellung Forschungsjournal mit: Ansgar Klein (Herausgeber 
»Forschungsjournal Soziale Bewegungen«), Wolfgang Kaleck (ECCHR, 
Gast-Herausgeber des Themenschwerpunkts) und Carolijn Terwindt 
(ECCHR, Autorin im Themenschwerpunkt)
2. Februar 2016, Berlin

Who steals their stories? – Race, Rights and Representation
Vortrag und Diskussion mit: Imran Ayata (Aktivist und Mitgründer  
von Kanak Attack), Julia Duchrow (Brot für die Welt), Mark  
Sealy (Autograph Association of Black Photographers) und Wolfgang 
Kaleck (ECCHR)
8. Februar 2016, Berlin

Tränengas, Gummigeschosse und Zäune: 
Hat Europa irgendetwas durch die Toten von Ceuta gelernt?
Diskussion mit: Abou Bakar Sidibé (Aktivist), Liliane Zebaze (Aktivis-
tin und Überlebende eines Push-Backs bei Ceuta), Hanaa Hakiki und 
Vera Wriedt (beide ECCHR)
15. Februar 2016, Berlin

Colonia Dignidad: Hinkt die Justiz in Deutschland  
der Aufarbeitung in Chile hinterher?
Diskussion mit: Magdalena Garcés (Rechtsanwältin in Chile), Winfried 
Hempel (ehemaliger Bewohner der Colonia Dignidad und Vertreter 
zahlreicher Opfer), Petra Schlagenhauf (ECCHR-Kooperationsanwältin 
in Deutschland) und Andreas Schüller (ECCHR)
22. Februar 2016, Berlin

Unternehmen vor Gericht. Globale Kämpfe für Menschenrechte
Buchvorstellung mit: Michael Windfuhr (Deutsches Institut für 
Menschenrechte), Wolfgang Kaleck und Miriam Saage-Maaß  
(beide ECCHR)
6. März 2016, Berlin

Der politische und juristische Kampf gegen die Straflosigkeit in Argentinien
Gemeinsame Konferenz von Brot für die Welt und ECCHR u.a. mit:  
Marianela Galli (Tochter und Enkelin von »Verschwundenen« und  
Soziologin), Jeanine Meerapfel (Präsidentin der Akademie der 
Künste in Berlin und Filmemacherin), Gabriel Pereira (ANDHES, 
Klägerorganisation in den Verfahren wegen Diktaturverbrechen in 
Tucumán), Daniel Rafecas (Bundesrichter in Buenos Aires), Maristella 
Svampa (Soziologin und Autorin, Universidad Nacional de La Plata), 
Danuta Sacher (Brot für die Welt),  Horacio Verbitsky (Centro de 
Estudios Legales y Sociales in Buenos Aires und Autor), Rodolfo 
Yanzón (Rechtsanwalt in Buenos Aires) und Wolfgang Kaleck (ECCHR)
21. April 2016, Berlin
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Von Washington über Ramstein nach Sanaa: 
Wie der Drohnenkrieg Recht, Kriegsführung und Gesellschaft verändert
Konferenz und Podiumsdiskussionen mit: Shahzad Akbar (Rechts-
anwalt, Foundation for Fundamental Rights, Pakistan), Faisal bin Ali 
Jaber (Überlebender eines Drohnenangriffs im Jemen, Aktivist und 
Kläger in einer Verwaltungsklage gegen Deutschland), Oliver Fixson 
(Leiter des Referats Allgemeines Völkerrecht, Auswärtiges Amt), 
Jennifer Gibson (Juristin bei Reprieve, Großbritannien),  Jeremy 
Scahill (The Intercept, USA), Chris Woods (Airwars, Großbritannien), 
Andreas Zimmermann (Rechtsprofessor Universität Potsdam) und  
Wolfgang Kaleck (ECCHR)
18. Oktober 2016, Berlin 

Anarchist Cookie Shop: Tempest of Vanity
Ausstellungseröffnung: »Gebackene Kunst« von Marek Schovánek
7. November 2016, Berlin 

Les Sauteurs – Those who jump
Filmvorführung und Diskussion mit: Abou Bakar Sidibé (Aktivist und 
Filmemacher), Moritz Siebert (Filmemacher) und Carsten Gericke 
(ECCHR-Kooperationsanwalt)
22. November 2016, Berlin; 29. November 2016, Hamburg 

Shadow World
Filmpreview und Diskussion mit: Andrew Feinstein (Autor,  
Experte für globalen Waffenhandel und Korruption) und  
Christian Schliemann (ECCHR)
28. November 2016, Berlin

Medienspiegel (eine Auswahl)

Westdeutscher Rundfunk 3 (Deutschland)
Menschenrechtsanwalt Wolfgang Kaleck im 

Samstagsgespräch: Einen Anfang machen, 

Präzedenzen schaffen, 30. Januar 2016

Süddeutsche Zeitung (Deutschland)
Colognia Dignidad: Die Folter endet nie,  

10. Februar 2016

Le Figaro (Frankreich)
Guantanamo: Miller devant un juge français,  

18. Februar 2016

France24 (Frankreich)
French judge summons former Guantanamo chief  

in torture probe, 19. Februar 2016

Bar and Bench (Indien)
In Conversation with Wolfgang Kaleck, European 

Center for Constitutional and Human Rights, Part 1, 

22. Februar 2016 & Part 2, 26. Februar 2016

The National (Großbritannien)
On trial: Putting the world’s worst evils before  

a court, 8. März 2016

Neue Juristische Wochenschrift 
(Deutschland)

Menschenrechtliche Sorgfalt vor Gericht,  

NJW-aktuell, Heft 17 / 2016

DeutschlandRadio Kultur (Deutschland)
„Im Gepräch“ mit Wolfgang Kaleck: Warum legen Sie 

sich mit den Mächtigen der Welt an?, 14. März 2016

Südwestpresse (Deutschland)
Politisches Buch: Bilanz der Ausbeutung,  

14. März 2016

Página12 (Argentinien)
Un modelo para el mundo, 24. April 2016

Deutschlandfunk (Deutschland)
Schmaler Band mit großem Inhalt, 25. April 2016

Westfälische Nachrichten (Deutschland)
Freigabe der Colonia Dignidad-Akten begrüßt - 

Menschenrechtler fordern Kommission,  

28. April 2016

Der Freitag (Deutschland)
Ganz unverbindlich, 4. Mai 2016

Bonner Generalanzeiger (Deutschland)
Einsturz des Rana-Plaza-Gebäudes in Bangladesch 

Beschwerde gegen Tüv Rheinland, 13. Mai 2015

NDR Kulturjournal (Deutschland)
Wenn Nestle, Kik & Co. Menschenrechte verletzen: 

Wolfgang Kalecks und Miriam Saage-Maaß‘ neues 

Buch, 30. Mai 2016

Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(Deutschland)

Steinmeier in Argentinien: Opferanwalt fordert Klarheit 

über deutsche Rolle bei Militärdiktatur, 2. Juni 2016

The Express Tribune (Pakistan)
Families of Baldia factory fire victims seek justice  

in German court, 5. Juni 2016

Spiegel Online (Deutschland)
Sektenarzt Hopp soll in Deutschland in Haft,  

7. Juni 2016 

The Intercept (USA)
International Criminal Court Investigates Human Rights 

Abuses by British Forces in Iraq, 9. Juli 2016

Süddeutsche Zeitung (Deutschland)
Lücken im Recht der Schwachen, 21. August 2016

Legal Tribune Online (Deutschland)
LG Dortmund gewährt Klägern Prozesskostenhilfe.  

KiK-Verfahren wird nach pakistanischem Recht 

entschieden, 30. August 2016

Süddeutsche Zeitung (Deutschland)
Kik muss wegen Brand in pakistanischer Fabrik vor 

Gericht, 30. August 2016

Spiegel Online (Deutschland)
Brand in pakistanischer Fabrik – Kik muss vor Gericht, 

30. August 2016

BundesJustizPortal (Deutschland)
Unternehmen vor Gericht / Globale Kämpfe für 

Menschenrechte, 31. August 2016

ARD Monitor (Deutschland)
Lobbyismus auf Regierungsebene: Profit statt 

Menschenrechte, 8. September 2016

The Express Tribune (Pakistan)
Baldia factory fire: Victims´families accept 

compensation decision, 12. September 2016

The Middle East Eye (Großbritannien /  
International)

Ireland snubs call to arrest Bahrain´s top lawyer  

over torture, 13. September 2016

The Irish Times (Irland)
Attempt rejected to have Bahrain AG appear before 

Dublin court, 13. September 2016
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The Times (Großbritannien)
Court won’t summon Bahrain legal chief,  

13. September 2016

New York Times (USA)
Refugees Seek Damages From Macedonia  

Over Police Expulsions, 15. September 2016

Balkan Insight (Serbien)
Refugees Returned to Greece Sue Macedonia  

in Strasbourg, 15. September 2016

AlJazeera (Katar)
Refugees seek damages from Macedonia  

over expulsion, 16. September 2016

Daily Mail (Großbritannien)
Iraq inquiry major: I want to face war crimes trial. 

Decorated officer says he’ll get more justice in a 

foreign court, 20. September 2016

Der Freitag (Deutschland)
Mit Recht gegen das System, 27. Oktober 2016

Le Monde (Frankreich)
L’ONG Sherpa porte plainte contre Lafarge pour 

financement du terrorisme, 15. November 2016

Der Spiegel (Deutschland)
Rohstoffe aus IS-Gebiet, 19. November 2016

Vorstand, BEIRAT UND MITARBEITER_INNEN

Vorstand des Vereins

Michael Ratner 
Präsident Emeritus des Center for Constitutional and 

Human Rights, New York († 11. Mai 2016) 

Lotte Leicht
EU-Direktorin von Human Rights Watch, Brüssel

Dieter Hummel
Arbeitsrechtsanwalt, Vorsitzender der Vereinigung 

Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V., Berlin 

Prof. Dr. Tobias Singelnstein
Universitätsprofessor an der Ruhr-Universität 

Bochum, Lehrstuhl für Kriminologie, Bochum

Beirat des ECCHR

Alejandra Ancheita
Rechtsanwältin und Vorstandsmitglied von ProDESC, 

Mexiko-Stadt

Markus N. Beeko
Generalsekretär der deutschen Sektion von Amnesty 

International, Berlin (ab Februar 2017)

Prof. Dr. Theo van Boven
Honorarprofessor für Internationales Recht an der 

Universität Maastricht und ehemaliger UN-Sonder

berichterstatter über Folter, Maastricht

Reed Brody
Rechtsanwalt und Beauftragter der International 

Commission of Jurists, New York

Selmin Çalişkan
Generalsekretärin der deutschen Sektion von 

Amnesty International, Berlin (bis Juni 2016) 

Colin Gonsalves
Rechtsanwalt, Gründer und Direktor des Human 

Rights Law Network in Indien, Delhi

Prof. Dr. Florian Jeßberger
Professor für Strafrecht, insbesondere Internationales 

Strafrecht, Universität Hamburg, Hamburg

Prof. Dr. Manfred Nowak
Professor für Internationales Recht an der Universität 

Wien und ehemaliger UN-Sonderberichterstatter 

über Folter, Wien

Jennifer Robinson
Rechtsanwältin, London (ab Februar 2017)

Prof. Dr. Annemie Schaus
Professorin für Internationales und Recht, Université 

Libre de Bruxelles, Brüssel

Ole von Uexkull
Geschäftsführer der Right Livelihood Award Stiftung, 

Stockholm (ab Februar 2017)

Peter Weiss
Vizepräsident des Center for Constitutional Rights, 

New York

Mitarbeiterinnen und  
Mitarbeiter des ECCHR

Wolfgang Kaleck
Generalsekretär

Dr. Miriam Saage-Maaß
Stellvertretende Legal Director und Wirtschaft 

und Menschenrechte 

Marie Badarne
Education Programm

Anabel Bermejo
Medien und Kommunikation

Linde Bryk
Wirtschaft und Menschenrechte 

(Bertha-Fellow, ab Oktober 2016)

Carsten Gericke
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung 

(Berater)

Hanaa Hakiki
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung 

(Bertha-Fellow)

Sönke Hilbrans
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung und 

Wirtschaft und Menschenrechte (ab April 2016)

Albert Koncsek
Operations Manager

Dr. Patrick Kroker
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung

Dr. Chantal Meloni
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung 

(Beraterin)
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KOOPERATIONSANWÄLT_INNEN

Stefano Bertone
Rechtsanwalt, Haftungsrecht, Ambrosio & Commodo, 

Turin, Italien

Jean-Pierre Bellecave, Carlos Villacorta
Rechtsanwalt, Haftungsrecht, BCV Lex,  

Bordeaux, Frankreich; Madrid, Spanien

Marco Bona
Rechtsanwalt, Haftungsrecht, MB.O, Turin, Italien

Marcel Bosonnet, Florian Wick
Rechtsanwalt, Kanzlei Bosonnet und Wick,  

Zürich, Schweiz

William Bourdon, Apolline Cagnat
Rechtsanwälte, Cabinet Bourdon & Forestier,  

Paris, Frankreich

Michael Burkard
Rechtanwalt für Strafrecht, Forensic Risk Assessment 

und Grundrechte, Advokatur Burkard, Bern, Schweiz

Gonzalo Boye, Isabel Elbal
Rechtsanwälte, Strafrecht und Menschenrechte

Boye-Elbal & Asociados, Madrid, Spanien

Dr. Remo Klinger
Rechtsanwalt, Verwaltungsrecht, Umwelt-, Bau- und 

Planungsrecht, Geulen & Klinger Rechtsanwälte, 

Berlin, Deutschland

Nadja Lorenz
Rechtsanwalt, Ausländer-, Asyl- und Strafrecht,  

Wien, Österreich

Dieter Magsam
Rechtsanwalt, Hamburg, Deutschland

Christophe Marchand
Rechtsanwalt, Strafrecht und Internationales 

Strafrecht, Brüssel, Belgien

Karim Popal
Rechtsanwalt, Internationales Zivilrecht  

und Strafrecht, Anwaltskanzlei Popal,  

Bremen, Deutschland

Petra Schlagenhauf
Rechtsanwältin, Berlin, Deutschland

Faisal Siddiqi
Rechtsanwalt, Handelsrecht, Karatschi, Pakistan

Rodolfo Yanzón
Rechtsanwalt, Strafrecht, Buenos Aires,  

Argentinien

Alejandra Muñoz Valdez
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung 

(Bertha-Fellow)

Claudia Müller-Hoff
Wirtschaft und Menschenrechte

Fiona Nelson
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung und 

Kommunikation

Daniela Pavez
Wirtschaft und Menschenrechte (Projektmitarbeit)

Simon Rau
Assistenz des Generalsekretärs (bis Juli 2016)

Darius Reinhardt
Assistenz des Generalsekretärs (ab August 2016)

Christian Schliemann-Radbruch
Wirtschaft und Menschenrechte (Bertha-Fellow)

Andreas Schüller
Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung

Dr. Carolijn Terwindt
Wirtschaft und Menschenrechte

Claire Tixeire
Education Programm

Yvonne Veith
Wirtschaft und Menschenrechte

TEILNEHMER_INNEN des 
Education Programms

Bertha-Fellows
Linde Bryk, Hanaa Hakiki, Alejandra Muñoz Valdez, 

Christian Schliemann

Bertha-Global-Exchange
Anina Dalbert (Public Eye, Schweiz), Zahoor Ellahi 

(Foundation for Fundamental Rights, Pakistan), 

Malka Manestar (ANDHES, Argentinien) und Mani 

Prakash (Human Rights Law Network, Indien)

Bertha-Projektmitarbeit
Julian Udich, Vera Wriedt, Eva Bitran, Geeta Koska

Legal-Training-Programm
Susann Aboueldahab, Lydia Adude, Ibrahim 

Al-Kassem, Helen Andresen, Amy Armstrong, 

Elisabeth Bischofreiter, Defne Celik, Zadora Enste, 

Sinah Görisch, Wiebke Günther, Judith Hackmack, 

Matea Häussermann, Anne-Marie Hausch, Sarah 

Imani, Nasheen Kalkat, Alexandra Lily Kather, Martha 

Kautzky, Atilla Kisla, Claudia Neher, Karl Noll, Darius 

Reinhardt, Mareike Rumpf, Paulien Schmid, Adriane 

Seigneur, Yuan Stevens, Michaela Streibelt, Buyan-

delger Tsogtsaikhan, Julian Udich, Juliette Vargas, 

Shannon Walker, Daniel Weber, Andreas Werkmeister, 

Patricia Winter, Vera Wriedt und Chantal Zimmer-

mann

Die Teilnehmer_innen des Education 
Programms kamen 2016 aus:

Ägypten, Deutschland, Frankreich, Kanada, Kenia, 

Kolumbien, Neuseeland, Österreich, der Schweiz, 

Südafrika, Syrien und den USA

Wir bedanken uns bei der Kreuzberger 
Kinderstiftung für die Unterstützung durch 
Praktikumsstipendien.

Zusammenarbeit mit 
Universitäten

Mit diesen Einrichtungen haben wir 2016 
unsere Arbeit weitergeführt:

NYU School Of Law, Center for Human Rights and 

Global Justice (New York City); European University 

Institute (Florenz); Forensic Architecture Project, 

Goldsmith University (London); Freie Universität 

Berlin, Lehrstuhl für Strafrecht, Strafverfahrensrecht, 

Wirtschafts- und Umweltstrafrecht (Berlin); Hertie 

School of Governance (Berlin); Humboldt Universität 

zu Berlin, Humboldt Law Clinic Grund- und Menschen-

rechte (Berlin); Leiden University, Grotius Centre for 

International Legal Studies (Leiden); Ludwig Boltz-

mann Institut für Menschenrechte (Wien); Universität 

Hamburg, Fakultät für Rechtswissenschaft, Lehrstuhl 

für Strafrecht, Strafprozessrecht, Internationales 

Strafrecht und Juristische Zeitgeschichte (Hamburg); 

Universität Regensburg, Lehrstuhl für Öffentliches 

Recht und Politik, insbesondere europäisches und 

internationales Recht sowie Rechtsvergleichung (Re-

gensburg); Université libre de Bruxelles (Brüssel) und 

Zentrum für Europäische Rechtspolitik (Bremen)

Darüber hinaus haben wir  
neue Kontakte entwickelt zu:

Boston University School of Law (Boston); DePaul 

University School of Law (Chicago); Emory University 

School of Law (Atlanta); Georg-August-Universität, 

Institut für Diversitätsforschung (Göttingen); Essex 

Business and Human Rights Project, Essex University 

(Colchester) und Università degli Studi di Milano, 

Fachbereich öffentliches Recht (Mailand)



77V. Anhang76

ECCHR ist Mitglied bei

Bertha Justice Initiative Network London, Großbritannien, Koalition gegen Straflosigkeit. Wahrheit 
und Gerechtigkeit für die deutschen Verschwundenen in Argentinien Nürnberg / Berlin, Deutschland, 
CorA - Netzwerk für Unternehmensverantwortung Berlin, Deutschland, European Coalition for 
Corporate Justice (ECCJ) Brüssel, Belgien, Forum Menschenrechte Berlin, Deutschland, OECD Watch 
Amsterdam, Niederlande, Allianz »Rechtssicherheit für politische Willensbildung« Lübeck

und ist: Organisation mit konsultativem Status beim Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen (ECOSOC).

Förderer

Wir danken allen sehr herzlich, die das ECCHR und die juristische Menschenrechtsarbeit 
finanziell gefördert haben.

Insbesondere danken wir für die Unterstützung  
des ECCHR in einem bedeutenden Umfang

Einzelne Projekte ermöglichten

				  
				H    amburger Stiftung zur Förderung
				v    on Wissenschaft und Kultur

Finanzen

Einnahmen
2016

Institutionelle Förderung 	 599.019 €
Projektförderung 	 696.237 €
Spenden 	 71.528 €
Sonstiges	 28.251 €
Zinseinnahmen	 214 €
Summe Einnahmen	 1.395.249 €

Bestand am 01 / 01 / 2016	 1.003.948 €
(inkl. vorheriger Zahlungseingänge  
mit zweckgebundenen Mitteln für 2016) 

INSGESAMT	 2.399.197 €

Ausgaben
2016

Personalaufwand	 730.619 €
Fremdleistungen	 86.099 €
Miete, Büro, Kommunikation, Reisen	 232.404 €
Programme, Projekte, Veranstaltungen	 242.527 €
Personalkosten Education Programm	 177.218 €
Investitionskosten	 26.715 €
Sonstige Aufwendungen	 20.075 €

INSGESAMT	 1.515.657 €

Bestand am 31 / 12 / 2016	 883.540 €

Davon für 2017 zweckgebundene	 - 462.164 €
Mittel

Reserve	 421.376 €

DJS JDS GDS 
Demokratische Juristinnen und Juristen der Schweiz              
Juristes Démocrates de Suisse                 
Giuristi e Giuriste Democratici Svizzeri                
Giuristas e Giurists Democratics Svizzers             
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Mohamed Badarne
»Come back safely«

»In meinen Bildern möchte ich die Person hinter 
dem Problem zeigen. Mein Gegenüber auf der 
anderen Seite der Linse soll die Möglichkeit haben, 
sich selbst darzustellen«.

Tausende Arbeiter sterben jährlich auf den Baustellen 
der Welt, weil die Arbeitsbedingungen miserabel 
sind und ihre Sicherheit nicht gewährleistet ist. 
»Come Back Safely« porträtiert palästinensische 
Bauarbeiter. Die Ausstellung ist all jenen gewidmet, 
die von ihren Baustellen nicht mehr nach Hause 
zurückgekehrt sind, und jenen, die jeden Tag auf-
brechen, um sich ein Leben in Würde aufzubauen.

Mohamed Badarne ist ein palästinensischer Foto-
graf und Aktivist. Er wurde in einem Dorf in Galiläa 
geboren, wo er sich schon früh gesellschaftlich 
engagierte. Er arbeitete in Flüchtlingscamps im 
Westjordanland und gründete die Menschenrechts-
organisation »Haq« (»Recht«) für junge Palästinen-
ser_innen. Bis 2012 arbeitete er als Lehrer und für 
verschiedene NGOs. Seit 2012 ist er vor allem als 
Fotograf tätig. Daneben leitet er als Dozent Work-
shops für NGOs, lokale Bildungszentren und unab-
hängige Gruppen in verschiedenen Ländern. 

Badarnes Fotografien behandeln Themen der Men-
schenrechte und sozialer Gerechtigkeit und wurden 
unter anderem in Amman und Berlin gezeigt. Er 
arbeitet des Weiteren auch als freier Fotograf für 
die Vereinten Nationen. Zuletzt wurden seine Bilder 
bei der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) in 
Genf und im UN-Hauptsitz in New York ausgestellt. 
Er wohnt derzeitig in Haifa und in Berlin.
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